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Beginn: 15.03 Uhr

Da gestern bereits alle zur Aktuellen Stunde ange-
meldeten Themen zur Aussprache gekommen
sind, können wir gleich zum ersten Debattenpunkt
übergehen, das ist der Tagesordnungspunkt 34,
Drucksache 19/4016, Antrag der SPD-Fraktion:
Der Universität Hamburg eine Perspektive geben
und sie am Standort weiterentwickeln.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Der Universität Hamburg eine Perspektive ge-
ben und sie am Standort weiterentwickeln
– Drs 19/4016 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
an den Wissenschaftsausschuss überweisen.

Wird das Wort gewünscht? – Die Abgeordnete
Dr. Stapelfeldt bekommt es.

Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD: Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Uni-
versität Hamburg braucht eine Entscheidung zum
Standort jetzt. Wir wollen eine Universität, die mit-
ten in der Stadt an ihrem Standort in Eimsbüttel ei-
ne klare und verlässliche Perspektive erhält.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Diese Entscheidung können wir auch in diesem
Herbst treffen. Dafür gibt es drei Gründe.

Erstens: Wir beschäftigen uns seit weit über einem
Jahr in der Bürgerschaft mit den baulichen Ent-
wicklungsperspektiven der Universität und haben
alle fachlichen Argumente zu verschiedenen Ent-
wicklungsszenarien behandelt. Wir sind heute in
der Lage, eine sachlich fundierte Entscheidung zu
treffen.

Zweitens: Die öffentliche Haushaltskrise, die Ein-
nahmeausfälle im hamburgischen Haushalt und
die nun anstehenden Konsolidierungsbeschlüsse
im Senat gebieten es geradezu, jetzt zu entschei-
den. Jede weitere Vertagung beschneidet die fi-
nanziellen Spielräume, große Investitionsentschei-
dungen zugunsten der Universität zu treffen, und
das wäre schade.

Drittens: Es gibt einen fast vollständigen Stillstand
bei konkreten Planungsmaßnahmen und einen
massiven Sanierungsstau an der Universität. Der
muss überwunden werden. Wenn wir Modernisie-
rungen und Neubauten für die Universität in einem
mittelfristigen Zeitraum wirklich wollen, dann müs-
sen jetzt dafür die Planungen wieder aufgenom-
men werden.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus den Koaliti-
onsfraktionen und auch aus der Linksfraktion, wir
wollen unsere Vorschläge mit Ihnen diskutieren
und wir können gemeinsam einen Pakt für die bau-

liche Entwicklung der Universität entwickeln. Der
Ball liegt bei Ihnen.

Außer der Leitung der Wissenschaftsbehörde ken-
ne ich keine beziehungsweise keinen, die oder der
ernsthaft an eine vollständige Verlagerung der Uni-
versität auf den Kleinen Grasbrook glaubt. Den-
noch hält die Wissenschaftsbehörde offiziell an ih-
ren milliardenschweren Verlagerungsplänen auf
den Grasbrook fest. Es handelt sich immerhin um
Kosten von mindestens 3 bis 5 Milliarden Euro,
vermutlich aber sehr viel mehr, während gleichzei-
tig im gerade beschlossenen Haushalt 2009/2010
rund 26, vielleicht auch 27 oder 28 Millionen Euro
an Investitionsmitteln für die Universität vorhanden
sind. Hier erkennt man doch die wahre Dimension:
Alles ist auf Eis gelegt. Der Philosophenturm wird
nicht im Innern modernisiert, das Studierendenzen-
trum wird nicht gebaut, das Geomatikum wird nicht
modernisiert und die Informatik wird nicht verlagert,
obwohl diese Maßnahmen längst durchgeplant wa-
ren; allein es fehlen die Haushaltsmittel dafür.

Das Konjunkturprogramm kommt Ihnen jetzt zur
Hilfe bei einem Projekt, nämlich der Zoologie, die
in Flottbek neu gebaut werden soll und die völlig
unabhängig von den Verlagerungsplänen ist. Fest-
stellen müssen wir aber, dass die Chancen aus
dem Konjunkturprogramm – in Hamburg erhält die
Wissenschaftsbehörde rund 80 Millionen Euro – für
die Universität nicht entschieden genug genutzt
wurden.

(Beifall bei der SPD)

Seit mehr als einem Jahr müssen wir also beob-
achten, wie die Wissenschaftssenatorin versucht,
von den Versäumnissen bei der Modernisierung
der Universität in den letzten Jahren abzulenken.

(Jörg Hamann CDU: Jahrzehnten!)

– Jahrzehnt, das wäre richtig, Herr Kollege.

Seit mehr als einem Jahr werden Chancen vertan
und keine klaren Entscheidungen getroffen. Genau
hier liegt das Problem, weil diese Politik des Zö-
gerns und Aufschiebens erneut zu einer Belastung
für die Universität wird.

(Beifall bei der SPD)

Der Ausbau der Universität verlangt eine große fi-
nanzielle Kraftanstrengung von der Stadt und des-
halb muss man zu den bislang von der Behörde
bevorzugten Entwicklungsszenarien zwei Fragen
stellen. Erste Frage: Ist eine Verlagerung der Uni-
versität notwendig? Nein, sie ist nicht notwendig,
weder vollständig noch in Teilen. Die von der Uni-
versität geforderten zusätzlichen 100 000 Quadrat-
meter an Flächen sind in Eimsbüttel realisierbar,
40 000 Quadratmeter bis zum Jahr 2012 und
60 000 Quadratmeter bis zum Jahr 2025. Es kann
vorerst völlig dahingestellt bleiben, ob diese Flä-
chenbedarfe inhaltlich begründet sind. Das spielt
keine Rolle. Wichtig für unsere Entscheidung ist,
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dass tatsächlich die Flächenbedarfe in Eimsbüttel
realisierbar sind.

(Beifall bei der SPD)

Für eine inhaltliche und qualitative wissenschaftli-
che Weiterentwicklung der Universität Hamburg ist
die Verlagerung nicht nötig, sogar kontraproduktiv.

Die zweite Frage, die gestellt werden muss: Ist ei-
ne Verlagerung oder Teilverlagerung der Universi-
tät realisierbar? Die Antwort ist klar. Nein, sie ist
nicht realisierbar und sie ist meines Erachtens
auch nicht zu verantworten. Eine komplette Verla-
gerung auf den Kleinen Grasbrook wird nach vor-
sichtiger Schätzung wenigstens 1,8 Milliarden Euro
mehr kosten als eine Entwicklung am alten Stand-
ort, wahrscheinlicher sind 2,4 Milliarden Euro. Viel-
leicht gibt es sogar noch Schätzungen in ganz an-
deren Größenordnungen. Das ist wirklich nicht rea-
lisierbar. Auch eine Teilverlagerung ist deutlich teu-
rer als eine Erweiterung am jetzigen Standort und
scheidet als Exitstrategie meiner Ansicht nach aus.
Im Übrigen ist sie auch wegen der interdiszipli-
nären und fachlichen Erfordernisse abzulehnen.

Irreführenderweise werden bei der Kostenrech-
nung sogenannte Sowiesokosten von mehr als
1 Milliarde Euro für die städtebauliche Entwicklung
des Kleinen Grasbrooks zu den Kosten einer Er-
weiterung am Standort Rothenbaum addiert. Das
ist meiner Ansicht nach nicht in Ordnung. Nur so
gelingt es, die komplette Verlagerung der Universi-
tät auf den Kleinen Grasbrook schönzurechnen.

Grundlage für diese Idee ist ein Senatsbeschluss
aus dem Jahr 2005. Damit wird deutlich, dass der
Senat vielfältige Interessen für die Hafenentwick-
lung im Blick hat. Allerdings steht die Universität
Hamburg hier nicht im Zentrum, sondern sie wird
zum bloßen stadtentwicklungspolitischen Instru-
ment. Ich glaube nicht, dass man die Entwicklung
der Universität einem stadtentwicklungspolitischen
Kalkül unterordnen darf.

(Beifall bei der SPD)

Das wollen auch die Handelskammer und der Wirt-
schaftsrat der CDU nicht mehr. Letzterer stellt fest
– Zitat –:

"Die Zukunft der Universität sollte sich pri-
mär an wissenschaftlichen und weniger an
städtebaulichen Vorgaben ausrichten."

Ich war positiv überrascht zu lesen, welch große
inhaltliche Übereinstimmung zwischen den
SPD-Positionen und denen des CDU-Wirtschafts-
rates bestehen. Die Handelskammer wird am
nächsten Dienstag ihre Position vorstellen. Wir
sind gespannt darauf und werden uns konstruktiv
damit auseinandersetzen.

Meine Damen und Herren! Wir haben im Hinblick
auf die Entwicklung der Universität keine Zeit zu
verlieren. Eine Politik, die sich ihrer Verantwortung

bewusst ist, muss zügig handeln, um die Versäum-
nisse der letzten Jahre aufzuarbeiten und der Uni-
versität in baulicher Hinsicht eine Perspektive zu
geben. Wir müssen klare Perspektiven und Priori-
täten setzen und wir müssen vor allen Dingen auch
eine Verlässlichkeit für die Universität gewährlei-
sten. Wenn wir uns für einen Ausbau der Universi-
tät am Standort Eimsbüttel mit Neubauten und
Modernisierung entscheiden und gegen eine Ver-
lagerung, dann sind jetzt folgende Schritte notwen-
dig:

Erstens, und das ist völlig unbestritten, müssen
wir, das heißt die Politik oder der Senat, dafür sor-
gen, dass das Fernmeldeamt in der Schlüterstraße
alsbald angemietet, am besten natürlich aufgekauft
wird. Wir müssen auch prüfen, ob es Nutzungs-
möglichkeiten für andere Fächer auf dem Gelände
des UKE, in Flottbek oder in Bahrenfeld gibt, wo
sich jetzt schon Standorte der Universität befinden.
Wir brauchen ein realistisches Sofortprogramm zur
Abstellung der besonderen und dringlichen Mängel
an der Universität und, das ist der Kern, wir brau-
chen im Hinblick auf die nächsten zehn Jahre ein
Programm für die Modernisierung und für Neubau-
ten der Universität Hamburg. Ich wünsche mir,
dass wir gemeinsam ein Zeichen für die Universität
setzen können. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Langhein.

Dr. A. W. Heinrich Langhein CDU:* Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Frau Stapelfeldt,
in Ihrem Beitrag und vor allen Dingen in dem von
Ihnen eingebrachten Antrag sehe ich einen gewis-
sen Widerspruch. Sie sagten eben gerade, dass
Sie die Studie abwarten, die noch von der Han-
delskammer kommt, wollen aber heute schon über
die Sache abstimmen, ohne diese Informationen
zu haben. Diese Widersprüchlichkeit ist nicht nach-
vollziehbar.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Dem Senat und den ihn tragenden Regierungs-
fraktionen kommt das große Verdienst zu, über-
haupt die Initiative ergriffen zu haben, langfristig ei-
ne Verbesserung und Modernisierung aller Univer-
sitätsgebäude erneut zu planen. Hierzu sind in ei-
ner Studie insgesamt drei umfangreiche Verbesse-
rungsinitiativen vorgeschlagen worden und Sie ha-
ben sie alle drei auch erwähnt. In Ihrem Antrag un-
terschlagen Sie im Ergebnis aber diese drei Initiati-
ven. Die erste Weiterentwicklungsperspektive be-
fasst sich mit dem Verbleib der Universität am bis-
herigen Standort im Grindelviertel, die zweite mit
einer Teilverlagerung und nur die dritte mit einer
vollständigen Verlagerung. Der Bezirk Eimsbüttel
hat im Nachgang hierzu ein sehr gutes Zukunfts-
konzept für ein Festhalten am Standort Grindelvier-
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tel vorgelegt, das sehr beachtlich ist, und genau
dieses wollen wir weiter diskutieren. Nun erwarten
wir eine Studie der Handelskammer, über die wir
auch noch im Wissenschaftsausschuss diskutieren
wollen.

(Jan Quast SPD: Aber Sie wissen doch, was
in der Studie drinsteht!)

– Ich weiß nicht, was in dieser Studie drinsteht,
vielleicht wissen Sie das.

Nach Vorlage aller Konzepte haben wir im Wissen-
schaftsausschuss vereinbart, Experten anzuhören
und dabei alle vorgelegten Gutachten zur bauli-
chen Zukunft der Universität unter die Lupe zu
nehmen, um am Ende das beste Ergebnis weiter-
zuverfolgen, denn für die Regierungsfraktionen gilt
es, die beste Weiterentwicklung für die Universität
zu diskutieren und dann auch umzusetzen. Nun
will ein Teil der Opposition diese gemeinsam ver-
abredete Zukunftsplanung beenden, überhaupt
nicht mehr debattieren und heute über den Antrag
entscheiden. Es wäre die größte Kalamität in der
Wissenschaft und politischen Kultur, ein so großes
Projekt wie die bauliche Modernisierung und Ver-
besserung der Universität nicht weiter zu diskutie-
ren und heute abzustimmen.

(Beifall bei der CDU und der GAL – Jan
Quast SPD: Deshalb haben Sie es bei den
Schulen auch gelassen!)

– Die Schulen haben jetzt hier keine Diskussions-
relevanz.

Dieser Antrag der SPD will nichts anderes, als jede
weitere Beratung im Parlament über den richtigen
Weg des Universitätskonzepts abzuschneiden.
Wörtlich heißt es sogar in Ihrem Antrag, dass die
Debatte beendet werden soll. Ich bitte Sie, Frau
Stapelfeldt, einem solchen Ansinnen können und
werden wir nicht zustimmen. Sie bereiten sozusa-
gen dem Diskussionsprozess mittendrin ein Ende
und das kann nicht von Ihnen gewollt sein. Ein Be-
schließen dieses Antrages würde sogar dazu füh-
ren, dem Parlament jeden Einfluss auf die Zukunft
der Universität zu entziehen. Genau dies werden
wir nicht mittragen.

Wir werden uns auch vor dem Hintergrund einer fi-
nanziell schwierigen Situation für unsere Stadt wei-
ter gründlich mit diesem Thema beschäftigen und
im Rahmen knapper Finanzmittel weiter in die bau-
liche Substanz investieren, damit die Bildung klug
weiter fortgeschrieben werden kann und die Uni-
versität ein attraktiver Standort für unsere Studen-
ten, für die besten Wissenschaftler und für die im
Quartier lebenden Menschen ist. Nun wissen wir
nicht, wie wir mit Ihrem Antrag verfahren sollen,
denn wenn wir ihn heute beschließen, ist die De-
batte beendet. So frage ich Sie, Frau Stapelfeldt:
Wollen Sie keine Expertenanhörung mehr durch-
führen, wenn wir heute darüber beschließen, oder
wollen wir das, was Sie in Ihrem Antrag erwähnt

haben, im Wissenschaftsausschuss weiter disku-
tieren? Diese Frage müssen Sie uns heute im
Rahmen der Debatte noch beantworten, vorher
können wir über diesen Antrag nicht befinden.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Dr. Gümbel.

Dr. Eva Gümbel GAL:* Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, verehrte Kollegen! Liebe Frau Stapelfeldt, ich
habe mit großer Freude gehört, dass wir uns in
zwei Punkten durchaus einig sind. Zum einen wol-
len wir alle hier im Haus eine Perspektive für die
Universität schaffen, zum anderen habe ich jetzt
von Ihnen gehört, dass Sie die bauliche Entwick-
lung und die zugrunde gelegten Quadratmeterzah-
len, die wir von der Behörde bekommen haben, of-
fensichtlich nicht mehr in Zweifel ziehen. Wenn ich
Sie an die Debatte im Ausschuss erinnern darf,
dann waren wir eigentlich fraktionsübergreifend
übereingekommen, dass wir uns das, was in die
Studie eingeflossen ist, nämlich den Struktur- und
Entwicklungsplan, vortragen lassen wollen, um
überprüfen zu können, wie hoch der Flächenbedarf
an der Universität tatsächlich ist und wie er fachlich
begründet ist.

In der letzten Ausschusssitzung hatten wir eigent-
lich vorgesehen, dass uns der Struktur- und Ent-
wicklungsplan vorgestellt würde. Frau Löschper
und die Dekane waren startbereit. Wir haben das
dann in letzter Minute abgesagt, weil der STEP
nicht allen zugänglich war, obwohl ihn die meisten
aus der Hand der Vizepräsidenten erhalten hatten.
Ich will damit nur sagen, dass schon im Ausschuss
die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Struk-
tur- und Entwicklungsplan nicht stattgefunden hat.
Wir haben auch, das hat der Kollege nun schon
deutlich gemacht, eine Expertenanhörung für den
November geplant, die Sie im Übrigen beantragt
haben und bei der wir uns mit der baulichen Per-
spektive auseinandersetzen wollen.

Das heißt, wir befinden uns im Ausschuss in einem
Diskussionsprozess, den Sie, so wie die CDU das
hier dargestellt hat, offensichtlich mit Ihrem Antrag
beenden wollen. Das kann eigentlich nicht in Ihrem
Sinne sein. Wenn es denn nicht in Ihrem Sinne ist,
dann wollten Sie wahrscheinlich einfach nur den
Diskussionsstand des Wissenschaftsausschusses
aus SPD-Sicht hier einmal darstellen. Das ist Ihnen
unbenommen, das kann man tun, aber eigentlich
wissen Sie, dass das unseriös ist. Das tut man ei-
gentlich nicht, denn in Ihrem Antrag findet sich
nichts Neues. Natürlich muss man zu genau die-
sen Fragen, die Sie aufgezählt haben, eine Ent-
scheidung treffen. Dazu haben wir uns verabredet
und dazu haben wir Schritte verabredet, die wir
einhalten wollen. Ich habe Ihnen mit Interesse zu-
gehört, aber Sie haben mir nicht erklären können,
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warum Sie diesen Antrag hier eingebracht haben.
Man kann jetzt viel spekulieren, der Wahlkampf ist
vorbei und so weiter und so fort.

(Ingo Egloff SPD: Vielleicht geht es uns um
die Sache!)

Das fand ich alles wenig überzeugend. Insofern
schließe ich mich tatsächlich der Frage an, was
wollen Sie mit dem Antrag, was soll nun mit ihm
geschehen?

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Dieser Antrag zeigt auf, dass
wir seit eineinviertel Jahren in der Hansestadt dar-
über diskutieren, was mit der Uni passieren soll.
Ich möchte daran erinnern, dass im Juli letzten
Jahres die Frau Senatorin zusammen mit Frau Au-
weter-Kurtz Arm in Arm über den Campus gelau-
fen ist, sich vor die maroden Gebäude gestellt hat
und gesagt hat, da muss etwas passieren. Darauf-
hin ist 1 Million Euro ausgegeben worden für fünf
Gutachten. Wir haben eine öffentliche Anhörung in
der Universität gehabt, wir haben es im Ausschuss
häufig diskutiert, wir haben auch sehr viel in Frage
gestellt, was in den Unterlagen und Gutachten dar-
gelegt wurde, und zwar alle Fraktionen, bis hin zur
CDU-Fraktion. Wir sind uns nach meiner Kenntnis
überhaupt noch nicht einig über den wirklichen Flä-
chenbedarf, weil wir die Ermittlung nicht sehen.
Aber die Flächenermittlung ist auch von einer Fir-
ma unabhängig vom Struktur- und Entwicklungs-
plan durchgeführt worden. Dieser Antrag der SPD
zeigt, dass eine große Diskussion darüber in Gang
gebracht worden ist, wo die Universität in Zukunft
am besten aufgehoben ist. Das stockt jetzt und ich
finde, das kann sich die Universität Hamburg nicht
leisten. Sowohl die Vertreter in der Universität
selbst als auch in den Bezirken und wir Abgeord-
neten und Parteien hier in der Bürgerschaft sind ir-
gendwie in Schockstarre verfallen.

(Wolfgang Beuß CDU: Wir sind quickleben-
dig!)

Man weiß überhaupt nicht, in welche Richtung das
geht. Insofern ist dieser Antrag ein guter Anstoß,
deutlich zu machen, dass es endlich zu einer Ent-
scheidung kommen muss. Wir können dieses Spiel
nicht noch einmal eineinviertel Jahre treiben. Wir
bekommen doch ständig gesagt, wenn ein Gebäu-
de marode ist und man nicht sofort etwas unter-
nimmt, dann wird es immer schlimmer. Irgendwann
muss man sonst die ganze Uni abreißen, das kann
wohl nicht der Sinn der Sache sein. Es muss drin-
gend etwas passieren und so sehe ich diesen An-
trag, dass darauf aufmerksam gemacht wird, dass
wir hier etwas versäumt haben, auch im Wissen-

schaftsausschuss, wo wir zwischendurch lauter an-
dere Sachen angefasst haben. Es muss jetzt lang-
sam zu einer Entscheidung gebracht werden. Es
ist sehr viel diskutiert worden, wir haben Anhörun-
gen gehabt, es wird auch noch eine Expertenanhö-
rung geben, aber das finde ich sehr vernünftig.

Natürlich wäre es nicht schlau, nun heute über die-
sen Antrag abzustimmen. Ich sehe das so, dass er
die Meinung der SPD-Fraktion wiedergibt, die sie
sich aus den bisher zusammengetragenen Fakten
gebildet hat. Dieser Meinung können wir uns von
der Linksfraktion auch überwiegend anschließen,
das sehen wir ähnlich. Aber wichtig ist doch, dass
wir das im Ausschuss noch einmal abschließend
diskutieren. Da können dann auch noch andere
Sachen wie zum Beispiel das Gutachten der Han-
delskammer mit eingebracht werden. Nur fände ich
es wichtig, dass wir uns den Antrag zum Anlass
nehmen und ihn an den Wissenschaftsausschuss
überweisen. Zum Ende des Jahres, spätestens An-
fang nächsten Jahres muss eine Entscheidung ge-
troffen werden, wie es mit der Universität weiter-
geht, ob sie auf den Kleinen Grasbrook kommt, ob
sie in Eimsbüttel bleibt und wie weiter gearbeitet
wird, denn alle baulichen Maßnahmen, die wir in-
zwischen beschlossen haben, sind von relativ ge-
ringem Ausmaß. Meistens waren es Baumaßnah-
men in Bahrenfeld, in der Physik oder Zubauten
bei DESY, also alles mehr wieder im physika-
lisch-naturwissenschaftlichen Bereich. Insofern
halte ich es für eine sehr schlaue Idee, diesen An-
trag an den Wissenschaftsausschuss zu überwei-
sen und möglichst zügig diese Diskussion über die
Verlagerung oder Nichtverlagerung der Universität
zum Ende zu bringen. Deshalb plädieren wir dafür,
diesen Antrag zu überweisen, und sind der SPD
dankbar, dass sie den Antrag gestellt und darauf
aufmerksam gemacht hat, dass hier eine Diskussi-
on gestoppt wurde.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Dr. Stapelfeldt.

Dr. Dorothee Stapelfeldt SPD: Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe
Kollegen und Kolleginnen von der CDU- und der
GAL-Fraktion, wir sind sehr gerne bereit, im Wis-
senschaftsausschuss mit Ihnen über unsere Positi-
on, die wir hier in dem Antrag formuliert haben, zu
reden; das ist selbstverständlich. Wenn Sie das so
mittragen, dann sollten wir das tun und dann wer-
den wir sicherlich auch gute Beratungen darüber
haben.

(Beifall bei der SPD – Jörg Hamann CDU:
Was sagt denn die SPD-Mitte?)
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Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Beuß.

Wolfgang Beuß CDU: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Frau Stapelfeldt, so richtig konnte
sich mir das bis zum jetzigen Zeitpunkt nicht er-
schließen,

(Michael Neumann SPD: Das glaube ich!)

was Sie mit diesem Antrag eigentlich grundlegend
meinen. Der Kollege Langhein und die Kollegin
Gümbel haben schon darauf hingewiesen: Sollten
wir diesem Antrag zustimmen, würden wir das ge-
samte verabredete Verfahren im Ausschuss stop-
pen und eine Entscheidung präjudizieren.

(Michael Neumann SPD: Das verlangt doch
niemand!)

Das wollen wir nicht. Aufgrund des gesamten Ver-
laufs dieser Debatte bin ich aber der Meinung,
dass wir uns ein Stückchen weit auch in Ihre Rich-
tung bewegen sollten. Ich kenne es noch aus leid-
voller eigener Oppositionsarbeit, dass die Anträge
der Opposition von der Regierungsfraktion in
Bausch und Bogen, meistens sogar ohne Begrün-
dung, abgelehnt werden. Wir werden das in die-
sem Fall nicht tun, sondern werden an unserem
Fahrplan im Ausschuss festhalten, stimmen aber
dem Überweisungsvorschlag der LINKEN an den
Ausschuss zu. Und ich freue mich auf eine weitere,
hoffentlich so wie heute geschehen, sachliche De-
batte in dieser Frage.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht, dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache
19/4016 an den Wissenschaftsausschuss zu?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3, Druck-
sache 19/4148, Bericht des Eingabenausschus-
ses: Das Hamburgische Petitionsrecht bürger-
freundlicher gestalten durch Einführung der elek-
tronischen Eingabe (E-Eingabe).

[Bericht des Eingabenausschusses über die
Drucksache 19/2495:
Das Hamburgische Petitionsrecht bürger-
freundlicher gestalten durch Einführung der
elektronischen Eingabe (E-Eingabe) (Antrag
der Fraktion der SPD)
– Drs 19/4148 –]

Diese Drucksache möchte die CDU-Fraktion an
den Verfassungs- und Bezirksausschuss überwei-
sen.

Das Wort wird gewünscht. Die Abgeordnete Möller
hat es.

Antje Möller GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir reden über etwas, das, anders als
bei der Debatte eben und vielleicht auch erstaun-
lich für dieses Haus, sehr einvernehmlich von allen
Fraktionen im Eingabenausschuss diskutiert wur-
de. Wir reden über einen Antrag, den die SPD ein-
gebracht hat und der auf Antrag der GAL-Fraktion
im April an den Eingabenausschuss überwiesen
worden ist. Wir haben mehrfach zu diesem Antrag
getagt, wir haben eine Experten- und Expertinnen-
anhörung durchgeführt und sind zu der Erkenntnis
gekommen, dass wir als Hamburgische Bürger-
schaft schlicht und einfach nicht die Letzten sein
wollen. Ich glaube, das ist eine gute Idee. Viele
Bundesländer und der Bundestag haben sich
schon vor einigen Jahren dazu entschlossen, zu
den Möglichkeiten, die die Bürgerinnen und Bürger
haben, um eine Petition an die jeweiligen Abgeord-
neten zu richten, auch den elektronischen Weg
hinzuzunehmen. Das ist ein großer Schritt in Rich-
tung niedrigschwellige Zugänglichkeit zu den Ab-
geordneten und zum Erreichen der Bürgerschaft
mit einer Eingabe.

(Beifall bei der GAL)

Der Bundestag hat im Jahr 2005 dieses Verfahren
eingeführt, Nordrhein-Westfalen ebenso, Bayern
im Jahr 2006 und Bremen im Jahr 2007. Wir haben
mit Experten und Expertinnen aus den drei Bun-
desländern und aus dem Bundestag gesprochen.
Wir haben politisch darüber diskutiert, wir haben
aber auch mit den Vertreterinnen und Vertretern
der Verwaltung darüber diskutiert und wir haben
vor allem vier Fragen diskutiert. Wie wird diese
Möglichkeit angenommen, gibt es einen
Missbrauch durch die Möglichkeit, eine Eingabe
schlicht und einfach per Mail zu schicken, was kos-
tet das die jeweilige Verwaltung und wie geht es
technisch?

Wir haben im Jahr ungefähr 1000 Eingaben zu be-
arbeiten, davon 28 Prozent, also ein knappes Drit-
tel, manchmal mehr, manchmal weniger, die spezi-
ell den Bereich des Ausländerrechts betreffen. Wir
haben weltweit einen täglichen E-Mail-Verkehr von
rund 200 Milliarden E-Mails. Ich glaube, dass wir
nicht davon ausgehen müssen, dass uns ein wirk-
lich relevanter Teil dieser E-Mails erreicht. Die an-
deren Landtage haben uns eine Zunahme ihres
Eingabenaufkommens von 15 oder 20 Prozent be-
scheinigt, je nachdem, wie alt die Erfahrungen
sind; zum Teil sind sie erst einige Monate alt. Die
Zahl 15 Prozent war in Bayern zu verzeichnen.
Bayern hat sich übrigens am euphorischsten zu
diesem Verfahren geäußert und uns sehr lebendig
dargestellt, wie beliebt es doch ist, sich per E-Mail
an den Bayerischen Landtag zu wenden.

Interessanterweise ist Missbrauch weder auf der
Bundesebene noch in den drei Bundesländern
festgestellt worden, also all unsere Sorgen um zu-
sätzliche Spams oder um Eingaben, die überhaupt
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kein Anliegen erkennen lassen, wie wir es formal
nennen, waren umsonst. Alle Expertinnen und Ex-
perten haben gesagt, das gäbe es einfach nicht.

Die Kosten halten sich nach den Erfahrungen des
Landtages, aber auch des Bundestages, auf einem
Niveau, das alle für vertretbar halten. Es handelt
sich lediglich um die technischen Kosten, die si-
cherstellen, dass der Server den Ansprüchen des
Datenschutzbeauftragten in unserem Fall genügt,
dass die Vertraulichkeit gesichert wird und das
sollten wir uns auch in Zeiten der Haushaltskonso-
lidierung leisten, denn es könnte durchaus auch zu
einer Umkehr des Verhaltens der Bürgerinnen und
Bürger kommen. Das heißt, vielleicht haben wir
weniger schriftliche Eingaben, die uns direkt per
Brief erreichen, vielleicht gibt es weniger Men-
schen, die direkt kommen und mit den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Eingabendienstes
sprechen, dadurch viel zeitlichen Aufwand verursa-
chen, und vielleicht nutzen einfach mehr Men-
schen diese elektronische Möglichkeit.

Wir können auch noch etwas anderes lernen aus
dieser Expertinnen- und Expertenanhörung, näm-
lich die Tatsache, dass die anderen Landtage sehr
viel offener mit dem ganzen Eingabeverfahren um-
gehen. Es gibt öffentliche Sitzungen, es gibt Anhö-
rungen der einzelnen Petentinnen und Petenten.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Das kann man positiv sehen, das hat Vor- und
Nachteile, so haben wir es auch diskutiert.

Bei den öffentlichen Sprechstunden haben wir uns
auch entschlossen, sehr mutig voranzugehen und
einen Versuch zu wagen. Insgesamt können Sie,
auch wenn Sie nicht im Eingabenausschuss sind,
sehr gut nachlesen, wie sich unsere Diskussion
entwickelt hat, wenn Sie einmal in das Wortproto-
koll oder in den Bericht schauen. Ich glaube, es ist
für uns alle wichtig, einmal mitzunehmen, dass die
Menschen in diesem Land das Eingabenrecht als
ein sehr wichtiges und grundlegendes Recht se-
hen und auch wahrnehmen. Und je besser wir Ab-
geordnete den Bürgerinnen und Bürgern vermit-
teln, dass auch wir dieses Instrument ernst neh-
men, umso mehr können wir vielleicht auch dazu
beitragen, dass sehr viel Unverständnis über be-
stimmte Entscheidungen von Behörden, bestimmte
Entscheidungen in Bezirken sich zumindest soweit
erklären lassen, dass wir transparent machen,
warum und wieso entschieden wurde.

Der elektronische Weg ist ein sehr viel schnellerer
und er ist auch einer, der deutlich macht, dass wir
nicht nur hier in unserem Kämmerchen sitzen und
darauf warten, dass jemand zu uns kommt, son-
dern dass wir in diesen doch sehr offenen Bereich
des Netzes mit unserem Angebot hineingehen.
Wenn wir trotzdem noch sagen, wir gehen auch in
die Bezirke, wir wollen auch vor Ort sein, dann ist
das eine Ergänzung.

Ich bin gespannt, wie es sich entwickeln wird mit
den elektronischen Eingaben. Ich bin natürlich
auch gespannt, ob uns möglicherweise der Verfas-
sungsausschuss jetzt noch ausbremst, nachdem
wir uns mit dem Datenschutzbeauftragten lange
und detailliert unterhalten haben und auch, nach-
dem wir uns vor allem an den Anforderungen des
Bundestags orientiert haben. Ich freue mich, dass
das so eine einvernehmliche Entscheidung war
und denke, wir werden weiterhin viel Arbeit im Ein-
gabenausschuss haben, aber es macht die Arbeit
auch spannender, wenn dieses neue Medium da-
zukommt. – Vielen Dank.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Grapengeter.

Jens Grapengeter CDU: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Kollegin
Möller hat schon in der Sache ausgeführt, dass es
ein Einvernehmen gibt über eine Novellierung des
Gesetzes über den Eingabenausschuss. Der Ein-
gabenausschuss hat in dieser Angelegenheit eine
Anhörung und eine Auswertung der Anhörung
durchgeführt. Bei den gesetzlichen Grundlagen ori-
entieren wir uns vorrangig an der bundesgesetzli-
chen Norm, aber auch an den gesetzlichen Rege-
lungen des Bayerischen Landtags, der Bremischen
Bürgerschaft beziehungsweise dem Gesetz, wel-
ches die Tätigkeit des Petitionsausschusses in
Nordrhein-Westfalen regelt, wo es schon Erfahrun-
gen gibt, sei es im Hinblick auf die E-Petition, sei
es im Hinblick auf Sprechstunden, die vor Ort an-
geboten werden.

In der Sache hat Frau Möller schon entsprechende
Angaben gemacht, sodass sie von mir nicht er-
gänzt werden müssen. Ich möchte mich nur als
Vorsitzender bei allen Abgeordneten des Einga-
benausschusses, und zwar fraktionsübergreifend,
recht herzlich für die sachliche Debatte bedanken.
Ich bitte Sie um Unterstützung, dass wir dieses
Gesetz an den Verfassungsausschuss überwei-
sen, welcher, wenn möglich, so schnell wie mög-
lich tagen sollte, damit wir dieses Gesetz zum
1. Januar 2010 in Kraft setzen können.

Ziel wäre es dann, dieses Gesetz zu evaluieren,
um zu ermitteln, welche neuen Erfahrungen wir da-
mit machen. Beim Bundestag war erst ein Anstei-
gen der Petitionen zu verzeichnen und dann wie-
derum eine Normalisierung. Ich denke, bis zum
Ende dieser Legislaturperiode sollte das Gesetz
evaluiert werden. Dann können die notwendigen
Rückschlüsse gezogen werden, was geändert wer-
den sollte oder aber, ob sich das Gesetz bewährt
hat. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)
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Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Buss.

Wilfried Buss SPD:* Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es ist erfreulich zu
sehen, dass der Antrag der SPD-Fraktion, der
2005 nahezu wortgleich ins Parlament eingebracht
wurde und damals schnöde von der absoluten
Mehrheit der CDU in den Papierkorb versenkt wur-
de, heute, vier Jahre später, auf eine einvernehmli-
che Befassung und auch einen so sachlichen Um-
gang, wie es gerade vom Vorsitzenden unseres
Ausschusses freundlicherweise dargestellt wurde,
getroffen ist. Dafür, Herr Grapengeter, vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Es hat sich in der Tat gezeigt, dass es richtig war,
noch einmal Expertinnen und Experten aus den
vier Vertretungen einzuladen, die mit diesem Ver-
fahren der Eingabe über das Internet schon Erfah-
rungen gemacht haben. Frau Möller hat schon ge-
sagt, dass es seit fast vier Jahren auch der Bun-
destag macht.

Wir hatten wirklich alle etwas Sorge, dass wir er-
fahren müssten, dass damit jede Menge
Missbrauch betrieben wird, doch es hat sich das
Gegenteil gezeigt. Alle Expertinnen und Experten
haben befürwortet, dass auch Hamburg jetzt die-
sen Weg geht. Sie haben keine schlechten Erfah-
rungen gemacht und deswegen empfehlen sie
uns, dieses entsprechend umzusetzen.

Das Zweite, das auch auffällig war, das wir aber
noch nicht weiter verfolgt haben, aber für uns Sozi-
aldemokraten schon auf der Tagesordnung steht,
ist die Erfahrung, die insbesondere die bayeri-
schen Kolleginnen und Kollegen gemacht haben,
nämlich dass man nicht nur im Bundestag, son-
dern auch in Bayern diesen Weg der öffentlichen
Petitionen gehen will. Der Kollege aus Bayern war
der Ansicht, dass es auch eine neue Form des
künftigen Parlamentarismus sein könne, dafür zu
werben, damit man auch als Bürger merkt, dass
man mit seinen Anliegen stärker wahrgenommen
wird. Man erreicht gleichzeitig über diese moderne
Form der Kommunikation eine neue Öffentlichkeit
und das kann durchaus auch gegen Politikver-
druss helfen.

Wir wissen aber auch – deswegen haben wir es
noch nicht eingebracht –, dass die Durchführung
zusätzliche Mittel erfordern wird. Der Bundestag
hat das sehr deutlich gemacht, es kostet personel-
le Ressourcen von nicht unerheblichem Maße. Für
uns wären das etwa zwei volle Planstellen, die
man braucht, um die Foren, die dafür notwendig
sind, entsprechend zu betreuen und eventuelle
missbräuchliche Anwendungen entfernen zu kön-
nen. Diese Sache nehmen wir uns vielleicht für das
nächste Haushaltsjahr 2011/2012 vor und werden
einmal sehen, wie es funktioniert.

Deutlich wird also, dass alle für diesen neuen Weg
sind, nur interessanterweise – das ist für uns
höchst bedauerlich – gibt es offensichtlich eine
Zerstrittenheit in der CDU-Fraktion, obwohl wir uns
alle einig waren, dass dieses Gesetz am 1. Janu-
ar 2010 in Kraft treten soll.

(Olaf Ohlsen CDU: Eine Rechtssicherheit
brauchen wir noch!)

Dieser einstimmig beschlossene Weg ist im Übri-
gen, Herr Kollege Ohlsen, vom Justiziar der Bür-
gerschaft eng begleitet und immer überprüft wor-
den, ob alles datenschutzmäßig und parlamenta-
risch seine Richtigkeit hat. Dass er trotzdem noch
einmal überwiesen werden muss an den Aus-
schuss und damit noch einmal mindestens sechs
Wochen aufgehalten wird, finden wir sehr bedauer-
lich. Bei einer einstimmig beschlossenen Initiative
kann ich im Namen unserer Fraktion nicht nach-
vollziehen, dass es da derartige Verzögerungen
geben wird.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Ich schließe mich deswegen der Bitte des Kollegen
Grapengeter an – da richte ich mich insbesondere
an Ihre Fraktion –, dass es eine zügige Beratung
im Verfassungsausschuss geben möge. Dem-
nächst wird es die entsprechende Umstellung aller
Petitionen auf den elektronischen Weg geben, die
sogenannte elektronische Akte wird eingeführt
werden. Von daher bietet sich auch an, dass wir
diese E-Mail-Petition dazu nehmen, dass es mög-
lichst zügig und gut gemacht wird, damit wir den
1. Januar 2010 noch erreichen können. Ich wäre
Ihnen sehr dankbar, wenn dies gelingt. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Präsident! Sie werden sich viel-
leicht wundern, warum ich spreche, weil ich nicht
im Eingabenausschuss bin, aber ich habe die
Überweisung schon einmal antizipiert, weil ich Mit-
glied im Verfassungsausschuss bin.

Ich habe alles durchgelesen, ich habe das Wort-
protokoll und den Bericht gelesen, ich habe die
Debatte verfolgt und frage mich natürlich auch,
warum wir das Ganze eigentlich überwiesen ha-
ben. Es herrschte tatsächlich eine große Überein-
stimmung, bei der ich für unsere Fraktion sage,
dass auch wir uns freuen, wenn es jetzt zügig auf
den Weg kommt. Aber es macht nichts, überwei-
sen wir es noch einmal.

Wir haben da die Gelegenheit, vielleicht zwei
Punkte, die im Eingabenausschuss schon zur
Sprache gekommen sind, noch einmal im Verfas-
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sungsausschuss anzusprechen, ohne dass wir uns
unter Entscheidungsdruck setzen, aber es sind
zwei wichtige Fragen. Eine davon hat mein Kollege
Buss schon angesprochen, die Frage der öffentli-
chen Petitionen. Hier kann man vielleicht vereinba-
ren, die Erfahrungen, die der Deutsche Bundestag
damit gemacht hat, auszuwerten. Auf jeden Fall
bedeuten sie doch einen ziemlichen Schritt in Rich-
tung öffentlicher Meinungsbildung und Einwirkung
von öffentlicher Diskussion auf die Parlamente. Ich
glaube, diese Erfahrungen soll man nicht gering-
schätzen, auch wenn es mit Geld verbunden ist,
aber hier sind wir nicht unter Zeitdruck, Ihre Per-
spektive finde ich ganz sympathisch.

Die zweite Frage, die wir ansprechen können, ist
ebenfalls durch unsere Kollegen im Eingabenaus-
schuss aufgeworfen worden, die Frage des barrie-
refreien Zugangs. Hier geht es nicht zuletzt auch
um die Frage, wie den Menschen, die das Schrift-
deutsch nicht beherrschen, der Zugang erleichtert
wird, denn das Recht, Eingaben zu machen, ist ein
Recht für jedermann. Es gilt zum Beispiel auch für
ausländische Staatsangehörige und Staatenlose.

Ich habe auf der Homepage der Bürgerschaft unter
Eingabenausschuss nachgesehen und festgestellt,
dass es dort Informationen über den Eingabenaus-
schuss in sieben Sprachen gibt; dies wird seinen
Grund haben. Wenn darüber informiert wird, dass
man Eingaben in sieben Sprachen machen kann,
dann heißt das einfach, dass man sich auch an
Leute wenden will, die nicht des Deutschen oder
des Schriftdeutschen mächtig sind. In welcher
Form man das machen kann, wird man in Ruhe
diskutieren können, aber das wird auch Geld kos-
ten. Man kann vielleicht einmal nach Bremen
schauen, weil die sich dieses auch zur Aufgabe
gemacht haben. Man kann also auch das Gute an
der Überweisung sehen. Wir können weitere Fra-
gen aufwerfen, ohne dass wir jetzt die Verabschie-
dung dieses Antrags der SPD verzögern. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Wilfried
Buss SPD und Antje Möller GAL)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer stimmt der Überweisung der Drucksache
19/4148 an den Verfassungs- und Bezirksaus-
schuss zu? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Die Drucksache ist einstimmig überwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 41 auf, Drucksa-
che 19/4163, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Alter-
sentlastung und Altersteilzeit auch für Hamburger
Lehrerinnen und Lehrer – dafür junge Lehrerinnen
und Lehrer einstellen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Altersentlastung und Altersteilzeit auch für
Hamburger Lehrerinnen und Lehrer - dafür jun-
ge Lehrerinnen und Lehrer einstellen!
– Drs 19/4163 –]

Diese Drucksache möchte die SPD-Fraktion an
den Schulausschuss überweisen.

(Glocke)

Meine Damen und Herren! Wenn Sie der Kommu-
nikation frönen wollen, dann sollten Sie das entwe-
der hier leise oder draußen so laut, wie Sie wollen,
tun, aber hier drinnen bitte leise.

Das Wort bekommt die Abgeordnete Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir haben heute auf die Ta-
gesordnung gesetzt die Altersentlastung und Al-
tersteilzeit auch für Hamburger Lehrerinnen und
Lehrer. Hamburg ist das einzige von 16 Bundes-
ländern, das keine Altersermäßigung für die Lehr-
kräfte gewährt. Bis zum Jahr 2000 war es so, dass
Lehrkräfte über 55 eine Wochenstunde und Lehr-
kräfte über 60 zwei Wochenstunden Altersentla-
stung bekamen. Die Altersteilzeitregelung, die es
in Hamburg genauso gab wie in allen anderen
Bundesländern, wurde 2004 abgeschafft. So sind
wir neben dem Saarland das einzige Bundesland,
das auch keine Altersteilzeit hat. Gleichzeitig wur-
de in Hamburg der Unterricht erhöht, 1995 um eine
Unterrichtsstunde, 2003 um zwei weitere Unter-
richtsstunden. Und durch das Arbeitszeitmodell,
das ganz andere Parameter eingeführt hat, ist die
wöchentliche Unterrichtsverpflichtung von einigen
Lehrerinnen und Lehrern erheblich gestiegen; dar-
über haben wir schon häufig diskutiert.

Im gleichen Zuge ist das Pensionsalter – das ist
nicht in allen Bundesländern passiert – auf 67 Jah-
re für die Lehrkräfte angestiegen; das ist eine be-
sondere Problematik. Hinzu kommt, dass auch die
Schülerschaft im Verhältnis zum Beispiel zum
Bayerischen Wald oder zu Nordfriesland eine ganz
andere ist. Die Lehrkräfte hier in Hamburg haben
andere, härtere Bedingungen aufgrund der Metro-
polregion in der Zusammensetzung der Schülerin-
nen und Schüler. Alle, die das nicht glauben, neh-
me ich gerne einmal 14 Tage lang jeden Tag in die
Schule mit – eine schöne Sache, da können Sie
sich gut orientieren.

Wie sieht es konkret in Hamburg aus. 55 Prozent
unserer Kolleginnen und Kollegen sind älter als 50
Jahre. Die Hälfte aller Lehrkräfte in Hamburg ist in-
zwischen auf Teilzeit und sie sind deswegen auf
Teilzeit, weil viele eine Vollzeitstelle gar nicht lei-
sten können. Das halten sie nicht aus und schaffen
es auch nicht, sie fühlen sich völlig überfordert und
ausgelaugt. Hamburg ist, wie gesagt, das einzige
Bundesland, das weder Altersteilzeit noch Alters-
entlastung für seine Lehrkräfte anbietet und hat im
Vergleich die längsten Arbeitszeiten in der gesam-
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ten Bundesrepublik. Ganz nebenbei möchte ich
anmerken, dass in Deutschland die Arbeitszeiten
für Lehrkräfte am längsten in ganz Europa sind;
das macht die Sache noch ein bisschen problema-
tischer.

Damit alle gesund in den Ruhestand kommen, hal-
ten wir eine Altersentlastung und eine Altersteilzeit
für dringend notwendig. Hinzu kommt, dass wir viel
zu wenig junge Lehrer haben. Wenn man Alters-
teilzeit und Altersermäßigung wieder einführen
würde, könnte man auch junge Lehrer und Lehre-
rinnen einstellen, denn viele warten nach dem Re-
ferendariat auf eine Stelle.

Ich habe vor einiger Zeit eine Schriftliche Kleine
Anfrage zu dem Thema gestellt und daraus möch-
te ich zitieren. Ich habe gefragt:

"Trifft es zu, dass Hamburg das einzige Bun-
desland ist, in dem es zurzeit keine Alters-
entlastungs- beziehungsweise Altersteilzeit-
regelungen für beamtete Lehrkräfte gibt?

Wenn nein, welche Bundesländer haben
keine solche Regelungen?

Wenn ja, wie begründet der Senat die
Schlechterstellung der Hamburger beamte-
ten Lehrkräfte?"

Die Antwort war:

"Für den Bereich der Altersentlastung wird
auf die Ausführungen der Kultusministerkon-
ferenz […] verwiesen. Daraus ergibt sich,
dass Hamburg als einziges Bundesland kei-
ne Altersermäßigung für Lehrkräfte vorsieht.
Davon unbenommen bleibt die Möglichkeit,
an der konkreten Schule Lehrkräfte aus ge-
sundheitlichen Gründen von Unterrichtstätig-
keit zu entlasten."

Genau das möchten wir nicht. Wir möchten nicht,
dass die Lehrer so lange so stark belastet sind,
dass sie krank werden und aus dem Grunde ihre
Arbeitszeit reduzieren möchten. Wir appellieren an
die Fürsorgepflicht der Behörde, dass auch die
Lehrer ein Recht darauf haben, genau wie in den
anderen Bundesländern, gesund in den Ruhestand
zu kommen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die zweite Frage, die ich gestellt habe, war:

"Ist der Senat der Ansicht, dass die Belas-
tung der Lehrkräfte über 55 beziehungswei-
se über 60 Jahren in den zurückliegenden
Jahren gesunken ist, sodass die Altersermä-
ßigung nicht mehr nötig ist und wenn nein,
was tut der Senat, um die Belastung zu re-
duzieren?"

Diese Frage lag nahe. Wenn ich das alles streiche,
dann muss man den Eindruck haben, die Belas-
tung ist geringer geworden, sonst müsste man das

nicht abbauen. Die Antwort finde ich schon etwas
zynisch:

"Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen,
dass das Belastungsempfinden eng mit per-
sönlichen Mustern des arbeitsbezogenen
Verhaltens und Erlebens zusammenhängt."

Will die Behörde uns damit sagen, dass die Lehrer
sich die Belastung einbilden – das kann es doch
nicht sein. Man muss es schon ernst nehmen,
wenn Lehrkräfte nicht mehr voll ihren Dienst leisten
können.

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Herr
Abgeordneter Langhein, lesen bildet zwar, aber ich
wäre Ihnen sehr dankbar… – Danke schön, fahren
Sie bitte fort.

Dora Heyenn (fortfahrend): – Ich glaube, das ist
so ein Kollege, der gern mit in die Schule möchte.
Kann das sein?

Dann habe ich abschließend gefragt:

"Was ist geplant, um im Zuge der beabsich-
tigten Novellierung des Arbeitszeitmodells
die Belastung älterer Lehrer zu reduzieren?

Wann wird die im Herbst 2008 für 'in Kürze'
angekündigte Einsetzung einer Arbeitsgrup-
pe zur Novellierung des Arbeitszeitmodells
ihre Arbeit aufnehmen?"

Die Antwort war:

"Eine behördeninterne Arbeitsgruppe wurde
bereits eingesetzt. Im Übrigen sind die Pla-
nungen der zuständigen Behörde noch nicht
abgeschlossen."

Aus dem Grunde finden wir den Antrag der SPD,
unseren Antrag an den Schulausschuss zu über-
weisen, sehr vernünftig. Wir haben zwar Vorschlä-
ge gemacht, aber wir würden das gern im Schul-
ausschuss diskutieren, wir würden es auch gern im
Zusammenhang mit der Novellierung des Arbeits-
zeitmodells diskutieren. Von daher würde ich Sie
bitten, diesem Überweisungsantrag für unseren
Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Wilfried
Buss SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Freistedt.

(Wolfgang Beuß CDU: Noch ein Betroffe-
ner!)

Marino Freistedt CDU: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der vorgelegte
Antrag der Fraktion DIE LINKE stellt zunächst ein-
mal eine sehr populistisch klingende Forderung
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nach Entlastung für ältere Lehrerinnen und Lehrer
auf. Wer solch einen Antrag stellt und die daraus
resultierenden Mehrkosten mit dem Hinweis auf ei-
ne Gegenfinanzierung durch – ich zitiere –

"… Rückführung der Schülerkostensätze auf
das Niveau von 2004 …"

finanzieren will, zeigt sehr deutlich seine Ahnungs-
losigkeit gegenüber Finanz- und Haushaltsansät-
zen bei staatlichen Schulen, aber auch bei Privat-
schulträgern.

(Beifall bei der CDU)

Schlimmer noch, gestern forderte DIE LINKE die
Lehr- und Lernmittelfreiheit für alle Schüler. Sie ist
sich nicht zu schade, der SPD eine unsoziale Poli-
tik vorzuwerfen. Und heute schreibt sie in dem An-
trag, sie wolle eine Rückführung der Schülerkos-
tensätze im Endeffekt bei Freien Trägern erzwin-
gen.

Das ist nichts anderes als eine Absenkung der
Schülerkostensätze bei Freien Trägern.

(Lydia Fischer CDU: Hände weg von den
Privatschulen!)

Ich frage natürlich, sind die Schülerinnen und
Schüler bei Freien Trägern in Hamburg nicht auch
Hamburger Schülerinnen und Schüler? Warum
machen Sie einen Unterschied zwischen Schülern
auf staatlichen Schulen und Schülern in Privat-
schulen?

(Beifall bei der CDU)

Ich will noch einmal betonen, dass jeder Schüler
einer Privatschule, einer Schule in freier Träger-
schaft dem Staat circa 20 Prozent an Kosten er-
spart, weil das nämlich der Eigenanteil des priva-
ten Schulträgers ist. Also wenn Sie Privatschulträ-
ger dazu zwingen, Schüler abzugeben oder gar ih-
re Existenz aufzugeben, dann bedeutet das gleich-
zeitig bei gleicher Schülerzahl, dass die Kosten für
den Staat um 20 Prozent steigen. Gestern haben
Sie der neuen Schulgesetzgebung Ihre Zustim-
mung verweigert, inhaltlich aber der Umwandlung
und damit den deutlich steigenden Mehrkosten im
Schulbereich zugestimmt. Heute, keine 24 Stun-
den später, legen Sie einen Antrag vor, der genau
im Endeffekt für die Privatschulträger das Gegen-
teil beschließt. Das ist ein Taschenspielertrick und
den wollen wir hier nicht durchführen.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Sie führen die Zuhörer und die Bürger in die Irre,
wenn Sie einen Tag theatralisch eine Steigerung
der Schulausgaben befürworten, am nächsten Tag
dieses wieder einsammeln und zu einer Sparrunde
aufrufen,

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist unglaublich!)

im gleichen Atemzug aber für die Finanzierung der
Altersteilzeit wieder Kosten einfordern. Das ist kei-

ne seriöse Politik, schlimmer noch, Sie tragen dies
auf dem Rücken der Schülerinnen und Schüler
und der vielen Lehrerinnen und Lehrer aus.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Eigentlich könnte ich den Antrag mit diesen Hin-
weisen zurückweisen. Ich möchte aber nicht we-
gen der Partei der LINKEN, sondern wegen der
vielen älteren Kolleginnen und Kollegen im Schul-
dienst eine seriösere Behandlung des Themas ein-
fordern. Es stimmt, dass ältere Lehrkräfte seit un-
gefähr 15 Jahren bundesweit und auch in Ham-
burg einer stärkeren Berufsbelastung ausgesetzt
sind. Zum einen sind die pädagogischen Aufgaben
gewachsen. Das Anspruchsdenken der Eltern ist
höher geworden, es gibt höhere Leistungsanforde-
rungen an Schülerinnen und Schüler sowie an
Lehrer. Es gibt eine andere Mitsprachekultur, die
wir auch fördern, und eine andere Haltung zur
Schule als Bildungs- und Erziehungsinstitution ist
in der heutigen Gesellschaft festzustellen.

Gestern haben wir deshalb zu Recht eine neue
Form des Lernens und des Förderns beschlossen.
Diesen Herausforderungen müssen sich jetzt alle
Lehrkräfte stellen und das ist bemerkenswert. Es
sind Lehrkräfte, die in Zukunft mehr als sechs Le-
bensjahrzehnte von ihren Schülern getrennt sind.
Wir haben dann 66-jährige Lehrerinnen und Lehrer
im Schuldienst und die treffen auf fünfeinhalb- oder
sechsjährige Primarschüler, das sind sechs Le-
bensjahrzehnte. Das hat es in der gesamten Ge-
schichte noch nicht gegeben.

Die Arbeitszeiten von Lehrern haben sich auch ge-
waltig geändert und das ist auch gut so, das wollen
wir. Gab es früher noch die Arbeitszeit von acht bis
13 Uhr – Sie kennen alle den Kalauer: Morgens
hat der Lehrer recht und nachmittags Freizeit –,
weil er um 13.30 Uhr nach Hause gehen konnte
und dort anschließend Zeit zum Korrigieren oder
zur Vorbereitung seines Unterrichts hatte. So wer-
den im Zuge der Ganztagsschulentwicklung, die
wir fordern und auch fördern, immer häufiger Leh-
rer einen ganzen Tag in der Schule sein, nicht nur
unterrichten, sondern sie werden in Springstunden
auch in der Schule sein, Vertretungsstunden ma-
chen. Aber wichtig ist, dass sie keine eigentliche
Freizeit oder Ruhezeit mehr haben.

Durch die neue Lern- und Beratungskultur, die wir
gestern beschlossen haben, werden Lehrer mehr-
mals in der Woche, teilweise auch noch am Abend,
zu Beratungsgesprächen mit Eltern und Schülern
gezwungen. Wir wollen das, weil Eltern, die berufs-
tätig sind, auch erst nach 17 oder 18 Uhr mit ihren
Klassenlehrern oder mit ihren Fachlehrern spre-
chen können.

Meine Damen und Herren! Es gilt nach wie vor der
preußische Tugendsatz und die preußische Für-
sorgeverpflichtung: Jeder neuen Belastung muss
eine Entlastung entsprechen. Ich verweise aber
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auch auf die unterschiedlichen ärztlichen Studien
und möchte insbesondere die Schaarschmidt-Stu-
die erwähnen, die sehr eindrucksvoll mitteilt, dass
die Belastungssituation von Lehrerinnen und Leh-
rern, insbesondere von älteren Lehrern, zugenom-
men hat, und die von unterschiedlichen Bundes-
ländern zum Anlass genommen wurde, über fakti-
sche Entschleunigungen oder Vereinfachungen
und Anreize für ein gesünderes Leben von Lehrern
nachzudenken.

Es ist richtig, so zu handeln. Trotz des von mir
eben skizzierten inhaltlichen Populismus Ihres An-
trags, der für mich zudem widersprüchlich ist, ist es
richtig, dieses Thema im Schulausschuss einer
gründlichen, fachlichen und sachgerechten Diskus-
sion zu unterziehen. Eine Überweisung ist demzu-
folge angemessen. Die CDU wird dieses beantra-
gen und auch durchsetzen mit Ihrer Unterstützung.
Wir sollten auch deutlich machen, dass angesichts
der Haushaltsverschuldung der Spielraum für fi-
nanzielle Füllhörner kaum vorhanden ist. Vielleicht
ist die Reform des Lehrerarbeitsmodells ein guter
Einstieg – das führt uns in diesem Punkt zusam-
men –, aber zu viel Hoffnung können wir uns si-
cherlich nicht machen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Lein.

Gerhard Lein SPD: Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich wollte
ich anders anfangen, aber, lieber Kollege Frei-
stedt, wenn Sie der Linksfraktion Ignoranz und Ah-
nungslosigkeit vorwerfen, dann frage ich mich, ob
mit Ignoranz nicht eher die erste Hälfte Ihres Bei-
trags zu beschreiben ist. Im gesamten ersten Teil
reden Sie nämlich nicht über das Problem Arbeits-
zeit, sondern philosophieren über völlig andere
Themen. Das halte ich für ein Stück weit ignorant.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Welch ein Glück, dass wir heute mit Gelassenheit
reagieren, wenn Lehrern der Kragen platzt und
demzufolge möglicherweise etwas Unterricht aus-
fällt wie beim Streik der über Fünfzigjährigen am
24. September. Ich erinnere mich noch an ganz
andere Zeiten, als es auch sinnvoll war, der Regie-
rung sehr deutlich zu sagen, dass man mit Lehrern
nicht alles machen könne. Damals hat der Staat
anders darauf reagiert und ich freue mich, dass die
Senatorin gelassen bleibt.

Doch der Anlass für den Protest der Lehrkräfte war
keineswegs marginal, sondern offenbarte ein
schwerwiegendes Versäumnis dieser Regierung
und ihrer Vorgängerregierungen. Die Arbeitszeit
der Lehrer wurde von der ersten Von-Beust-Koaliti-
on stark und ungerecht erhöht und von der zwei-
ten, bei absoluter Mehrheit im Parlament und nach

dem Motto, große Klassen hätten noch keinem ge-
schadet, zusätzlich erschwert. Die dritte Von-
Beust-Regierung, jetzt mit den Grünen, scheint die
notwendige und durch die Behler-Kommission vor-
bereitete Überarbeitung aussitzen zu wollen. Vor
diesem Hintergrund stellt die besonders hohe Be-
lastung gerade älterer Lehrerinnen und Lehrer ein
großes Problem dar und es ist gut, dass der Antrag
der LINKEN im Ausschuss erörtert werden soll.

Angesichts der komplexen Tagesordnung des
Schulausschusses warnen wir davor, dieses drin-
gende Thema auf die lange Bank zu schieben.
Nicht nur die betroffenen Lehrkräfte erwarten eine
zügige Behandlung, sondern auch die Stadt schaut
auf das ambitionierte Innovationsprogramm für den
Schulunterricht und die -strukturen von Senatorin
Goetsch. Da können wir uns aufgrund von Enttäu-
schung unmotivierte Lehrer nicht leisten.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Die seinerzeit geltende Arbeitsentlastung für Leh-
rer lief im Sommer 2000 aus und wurde durch die
Altersteilzeit für alle Beamtinnen und Beamten auf
Antrag von SPD und GAL ersetzt. Zu diesem The-
ma gab es eine Debatte in der Bürgerschaft und
aus dem entsprechenden Plenarprotokoll geht her-
vor, dass alle Fraktionen dafür waren, wobei die
CDU noch bessere Regelungen gewünscht hatte.
Die heutige Senatorin Hajduk sagte damals als Ab-
geordnete, es gäbe gerade unter den Lehrern ein
großes Bedürfnis nach Altersteilzeit und man müs-
se sich vergegenwärtigen, dass die bestehende Al-
tersentlastung im Sommer ausliefe. Deswegen sei
sie froh, dass man ab dem Sommer auch ein an-
deres Angebot in der Lehrerschaft haben würde.

Die befristete Altersteilzeit von Beamten lief im
Sommer 2004 allerdings aus und Frau Goetsch hat
in einer Kleinen Anfrage seinerzeit noch einmal
nachgefragt. Sie war zunehmend beliebter gewor-
den

(Wolfgang Rose SPD: Frau Goetsch? – Brit-
ta Ernst SPD: Frau Goetsch?)

und hat Anerkennung gefunden und man hätte die
Altersteilzeit verlängern können, doch keiner hatte
den entsprechenden Antrag gestellt. Ich gebe zu,
er wurde auch nicht von der Opposition gestellt,
aber schon gar nicht von der Regierung, die eine
besondere Fürsorge für ihre Lehrer hätte zeigen
können. Somit hatten die Lehrer die Altersteilzeit-
möglichkeiten und die Altersermäßigung verloren,
die sie bis 2000 hatten.

Zum Antrag der LINKEN. Früher gab es entweder
Altersteilzeit oder Altersentlastung, niemals beides
gleichzeitig. Wir wissen, dass auch andere Bun-
desländer über eine Reduzierung der Altersentla-
stung nachdenken. Es ist völlig klar, dass etwas
geschehen muss, und es stellt sich die Frage, ob
wir wieder eine Altersteilzeitregelung für alle Be-
amte oder eine Sonderregelung für Lehrer haben
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wollen. Es ist gut, dass wir dies am richtigen Ort,
nämlich im Schulausschuss erörtern.

Arbeitsteilzeitregelungen sind zwar bei der gegen-
wärtigen Arbeitsmarktlage sinnvoll, doch ich glau-
be, dass die Unterrichtsentlastung für Lehrer
schneller zu realisieren wäre. Außerdem befürchte
ich, dass die Senatorin denkt, man könne zur Ver-
meidung von Mehrausgaben die jüngeren Lehrer
noch ein bisschen mehr arbeiten lassen, dafür die
älteren etwas weniger. Davor wollen wir allerdings
warnen, denn das Ganze wird sich aus meiner
Sicht nicht aufkommensneutral lösen lassen. Ich
bin gespannt auf die Diskussion im Schulaus-
schuss. – Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Gwosdz.

Michael Gwosdz GAL:* Sehr geehrte Damen und
Herren, sehr geehrter Herr Präsident! Bei allem
Verständnis für das Bedürfnis nach Altersentla-
stung möchte ich betonen, dass bei uns in der
Fraktion und auch in der Koalition die Überlegun-
gen, wie wir damit umgehen, noch nicht abge-
schlossen sind und wir deshalb die Überweisung
des Antrags an den Schulausschuss für sinnvoll
halten, um dort interfraktionell und mit der Behörde
weiter zu beraten. Wir müssen dieses Thema na-
türlich im Zusammenhang mit dem überarbeiteten
oder noch zu überarbeitenden Lehrerarbeitszeit-
modell betrachten. Logischerweise wird das Ganze
nach Vorlage des Berichts der Behler-Kommission
noch etwas länger dauern, da wir mit der neuen
Schulstruktur, mit den neuen Schulen, die wir
gestern beschlossen haben, auch einige Elemente
der Faktorisierung im Lehrerarbeitszeitmodell neu
aufstellen müssen. Es geht also nicht nur um die
Umsetzung des Berichts der Behler-Kommission,
sondern generell um die Anpassung des Modells
an die neue Schulstruktur. Dies nimmt Zeit in An-
spruch, aber wir sollten möglichst bald im Aus-
schuss informiert werden und beraten.

Auch wenn Frau Heyenn dies zurückgewiesen hat,
ist zu berücksichtigen, dass auch heute schon die
Schulen eigenverantwortlich ältere Lehrkräfte in ei-
nem gewissen Maß entlasten können. Oberstes
Ziel muss sein, die Lehrerarbeitszeit und das Un-
terrichten in den Schulen so zu gestalten, dass die
Gesundheit der Lehrerinnen und Lehrer erhalten
bleibt. Das Bedürfnis nach Entlastung ist bekannt-
lich der Tatsache geschuldet, dass sich viele Lehr-
kräfte physisch oder psychisch nicht mehr gesund
fühlen. Klar ist allerdings auch, dass eine zukünfti-
ge Gestaltung des Lehrerarbeitszeitmodells, das
diesem Gedanken entgegenkommt, den heutigen
älteren Lehrkräften weniger nützt. Es ist aber auch
klar, dass nicht alle Lehrerinnen und Lehrer glei-
chermaßen betroffen sind, sondern dass es

durchaus ein unterschiedliches subjektives Empfin-
den gibt, ob man durch den Beruf oder die lange
Arbeitszeit belastet ist oder nicht.

Wir müssen auf jeden Fall das Arbeitszeitmodell in
die Beratungen mit einbeziehen und, sobald es
vorliegt, überprüfen, ob es uns damit gelingt, älte-
ren Lehrerinnen und Lehrern ausreichende Mög-
lichkeiten zur Entlastung zu eröffnen, wobei wir
nicht nur das Lehrerarbeitszeitmodell, sondern
auch andere Entlastungseffekte berücksichtigen
müssen. Kleinere Klassen und weniger Korrektu-
ren beispielsweise führen ebenfalls zu einer Entla-
stung aller Lehrerinnen und Lehrer, nicht nur der
älteren. Auch Teamarbeit ist ein wesentliches Kri-
terium. Alle, die nicht als Einzelkämpfer unterwegs
sind, sondern im Team arbeiten, wissen, dass dies
zwar manchmal Mehrarbeit mit sich bringt, aber
auch sehr entlastend ist, vor allem psychisch,
wenn man sich auf die anderen im Team verlassen
kann und jederzeit ersetzt und vertreten werden
kann.

Unsere Priorität ist daher, vor allem mittels kleine-
rer Klassen bessere Lernbedingungen für die
Schülerinnen und Schüler und somit auch bessere
Arbeitsbedingungen für die Lehrerinnen und Leh-
rer zu schaffen. Ehrlicherweise wollen wir aber
nicht zu viele Hoffnungen wecken. Wie Kollege
Freistedt bereits gesagt hat, ist die Zahl der älteren
Lehrer groß. Sie haben die Zahlen genannt; mehr
als 5 000 Lehrerinnen und Lehrer sind zurzeit über
55, das heißt, die über Fünfzigjährigen stellen die
Hälfte aller Lehrer. Das bedeutet natürlich, dass je-
de Form der Altersentlastung oder gar der Alters-
teilzeit …

(Glocke)

Präsident Berndt Röder (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Ich freue mich natürlich, dass
so viele Abgeordnete jetzt wieder im Saal sind,
aber man sollte es nicht hören. Nur der Redner
sollte das Wort haben.

Michael Gwosdz (fortfahrend): – Vielen Dank.

Jede Form der Altersentlastung oder der Altersteil-
zeit wirft die Frage der Finanzierung auf und ich
möchte kurz auf den von Ihnen unterbreiteten Fi-
nanzierungsvorschlag eingehen. Kollege Freistedt
hat im ersten Teil sinnvollerweise vor allem über
die Gegenfinanzierung des Antrags gesprochen.
Ergänzend zum Vorschlag der Linksfraktion möch-
te ich anmerken, dass es Ihrer eigenen Logik der
Kritik an den Privatschulen widerspricht, wenn Sie
bei den Schulen in freier Trägerschaft sparen und
Zuschüsse kürzen wollen. Im Laufe der letzten ein-
einhalb Jahre haben wir diese Diskussion schon
häufiger geführt. Sie kritisieren gerne im Aus-
schuss und in den Diskussionen die Höhe des
Schulgeldes, das die Schülerinnen und Schüler
beziehungsweise deren Eltern zahlen müssen.

2382 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 38. Sitzung am 8. Oktober 2009

(Gerhard Lein)



Nicht zu Unrecht kritisieren Sie auch, dass die Ge-
hälter an freien Schulen oft unter dem Niveau de-
rer an staatlichen Schulen liegen. Wenn Sie aber
beides kritisieren und sagen, das Schulgeld müs-
ste eigentlich niedriger und die Gehälter für die
Lehrerinnen und Lehrer an freien Schulen müssten
höher sein, dann ist es natürlich ein Widerspruch,
wenn Sie gleichzeitig die staatlichen Zuschüsse für
die Schulen in freier Trägerschaft kürzen wollen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Hinsichtlich der Altersteilzeit stellt sich die Frage,
ob eine spezifische Regelung für Lehrerinnen und
Lehrer fair wäre, falls es keine generelle Lösung
für den öffentlichen Dienst gibt. Vor diesem Hinter-
grund müssen wir im Ausschuss gemeinsam mit
der Behörde über Mittel und Wege beraten, um
dem verständlichen Anliegen, ältere Lehrerinnen
und Lehrer zu entlasten, gerecht zu werden. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksache an
den Schulausschuss zu? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Tagesordnungspunkt 24, Drucksache 19/4062, Be-
richt des Kultur-, Kreativwirtschafts- und Touris-
musausschusses: Zusammenarbeit Hamburgs und
Schleswig-Holsteins in Medienbereichen; 1. Dritter
Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages
über das Medienrecht in Hamburg und Schleswig-
Holstein; 2. Aufhebung des Hamburgischen Me-
diengesetzes.

[Bericht des Kultur-, Kreativwirtschafts- und
Tourismusausschusses über die Drucksache
19/3441:
1. Dritter Staatsvertrag zur Änderung des
Staatsvertrages über das Medienrecht in Ham-
burg und Schleswig-Holstein (Dritter Medienän-
derungsstaatsvertrag HSH)
2. Aufhebung des Hamburgischen Medienge-
setzes (Senatsantrag)
– Drs 19/4062 –]

Wird das Wort gewünscht? – Das ist der Fall. Der
Abgeordnete Wankum bekommt es.

Andreas C. Wankum CDU: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Mit dem Dritten Staatsvertrag
zur Änderung des Staatsvertrages über das Medi-
enrecht in Hamburg und Schleswig-Holstein, Drit-
ter Medienänderungsstaatsvertrag HSH, wie das
Monstrum heißt, haben die Bundesländer Ham-
burg und Schleswig-Holstein nicht nur die zum
1. Juni dieses Jahres in Kraft gesetzten notwendi-

gen Anpassungen an den Zwölften Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag auf Bundesebene umgesetzt,
sondern ihre wesentlichen Ziele auch für die Zu-
sammenarbeit auf medienrechtlicher Basis mitein-
ander formuliert und vertraglich abgesichert. Dabei
gilt es insbesondere, das Medienrecht in unseren
Bundesländern und die Finanzierung der Medien-
anstalt Hamburg/Schleswig-Holstein mit Sitz in
Norderstedt für die nächsten Jahre finanziell abzu-
sichern.

Die Verhandlungen, lieber Kollege Grund und liebe
Kollegin Frau Artus, erfolgten im Geist gelebter
und partnerschaftlicher Zusammenarbeit und nicht
in dem von Ihnen gestern suggerierten Geist ir-
gendwelcher Erpressungen nach dem Motto, die
Zukunft sichern wir nur, wenn du mir an anderer
Stelle etwas gibst. Dies, liebe Frau Artus, lieber
Herr Grund, mag der Geist zukünftiger rot-roter Ko-
alitionsverhandlungen sein, für uns kommt so et-
was nicht in Frage.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Der Senat hat das Wohl seiner Bürger im Auge
und weiß differenziert zu verhandeln. Darum ha-
ben wir auch gestern über das Gesetz hinsichtlich
der Nutzung von Übertragungskapazitäten für den
privaten Rundfunk diskutiert und heute debattieren
wir über den Dritten Medienänderungsstaatsver-
trag. Dieser ist bis zum 31. Dezember dieses Jah-
res von beiden Seiten zu ratifizieren und bei der
Senatskanzlei zu hinterlegen, damit er wirksam
wird. Wir sind uns darüber einig und haben es
auch hier bereits so formuliert, dass das Medien-
recht, wie jedes Recht, einer fortlaufenden Ent-
wicklung bedarf, auch wenn es sich derzeit in ei-
nem Tempo weiterentwickelt, wie wir es sonst
kaum im rechtlichen Bereich und auch nicht in an-
deren Bereichen erleben.

Die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein,
ein besonders erfolgreiches Beispiel für die Zu-
sammenarbeit der Bundesländer Hamburg und
Schleswig-Holstein, hat insbesondere bei der Stär-
kung der Medienkompetenz nicht nur, aber in be-
sonderem Maße für die Jugendlichen eine wichtige
Aufgabe zu erfüllen. Schon wir Erwachsenen ha-
ben manchmal Schwierigkeiten, der rasanten Ent-
wicklung im Medienrecht und in den Medien zu fol-
gen, und sogar die Aktiven der Branche verschla-
fen so manchen Trend, was sie hinterher in
Schwierigkeiten bringt. Aus diesem Grund ist es
besonders wichtig, dass Medienkompetenzerzie-
hung junge Menschen auf die Chancen, die die
Medien bieten, vorbereitet, sie aber gleichzeitig
auch auf die Risiken aufmerksam macht und ihnen
hilft, diese zu umschiffen. Das Miteinander von Ju-
gendlichen, aber auch der Grad der Bildung wer-
den zukünftig immer stärker dadurch beeinflusst,
wie der einzelne Jugendliche mit Medien umgehen
kann, welchen Zugang er zu Medien hat und wie
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er sie sinnvoll nutzen kann. Insofern ist die Me-
dienerziehung einer der wichtigsten Bereiche, der
durch diesen Staatsvertrag wesentlich gestärkt und
gefördert wird.

Wichtig ist, dass die Medienanstalt die jetzt neu zur
Verfügung stehenden Mittel zielgerecht einsetzt.
Dazu warten wir auf das neue Rahmenkonzept der
Medienanstalt, die versprochen hat, es dem Kultur-
und Wirtschaftsausschuss im Juni nächsten Jahres
vorzustellen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Grund.

Uwe Grund SPD:* Meine Damen und Herren! Viel-
tausendfach werden Kinder und Jugendliche auch
in dieser Stadt alltäglich vor den Bildschirmen ihrer
PCs geparkt und weder ihre Eltern noch die Päd-
agogen wissen, was da eigentlich passiert; ein
Thema, das viele auf dieser Welt beschäftigt, und
ich halte es für richtig und wichtig, darüber nachzu-
denken. Was tut die Stadt, wenn es darum geht,
unseren Kindern und Jugendlichen den Weg in die
neue Medienwelt zu erleichtern, ihn leichter gang-
bar und vor allem sicherer zu machen? Das ist der
Diskussionsansatz beim Thema Medienpädagogik
und Medienkompetenz.

Die Sozialdemokraten begrüßen ausdrücklich,
dass es in beiden Ländern, in Schleswig-Holstein
und in Hamburg, gelingt, die besondere fachliche
Kompetenz zu bündeln und sie bei der neuen Lan-
desmedienanstalt anzusiedeln, die vielfach ver-
netzt und kooperierend mit anderen Einrichtungen
als die Wissenskraft und das Zentrum für Medien-
kompetenz in Norddeutschland gelten soll, wie die
Zielsetzung lautet. Das ist ein ziemlich gewaltiger
Anspruch, wie ich finde.

Liest man sich diesen neuen Medienstaatsvertrag
durch, dann stellt man fest, dass zwar viele große
Worte verwendet werden, dass aber das, was be-
wegt wird, doch sehr überschaubar ist. Allen, die
jetzt neugierig geworden sind, möchte ich sagen,
dass in Wahrheit gar keine Staatsgelder, sondern
fast ausschließlich die Gebührengroschen der
Rundfunknutzerinnen und -nutzer bewegt werden.
Es geht um Gelder aus den sogenannten GEZ-Ge-
bühren, die bei der Medienanstalt im Wesentlichen
anders verteilt, umgeschichtet oder konzentriert
werden. Das ist noch keine eigene Leistung aus
Kraft der Länder Schleswig-Holstein und Hamburg,
sondern eine Art Umleitung von ansonsten viel kri-
tisierten Gebühreneinnahmen. Wie dem auch sei,
notwendig ist diese Konzentration der Kraft in je-
dem Fall und sie findet unsere ausdrückliche Un-
terstützung.

Wir wollen die Eltern und die Lehrer befähigen, ih-
re Verantwortung besser als in der Vergangenheit

zu übernehmen. Wir wissen, dass sehr viele Kin-
der und Jugendliche das Internet nutzen, ohne
sich der Gefahr bewusst zu sein, womöglich in die
Hände von Kriminellen zu geraten, oder dass sie
durch ihr eigenes Verhalten, durch die Pfade, die
sie im Netz hinterlassen, Gefährdungen eingehen,
die sie gar nicht überblicken können, die später
aber unter Umständen eine große Rolle spielen.
Deshalb ist es notwendig, dafür zu sorgen, dass
sich Hamburgs Jugend kenntnisreich, stark und
selbstbewusst im Netz bewegt und bewegen kann.
Dafür setzt dieser Staatsvertrag gute Grundlagen.

Die Landesmedienanstalt hat sich vorgenommen,
bis Mitte nächsten Jahres eine Konzeption vorzule-
gen, wie diese neue Medienkompetenz in Ham-
burg gestaltet werden soll, wer daran mitwirkt, wel-
che Inhalte vermittelt werden sollen, mit wem man
zusammenarbeiten will und welche Ziele man sich
setzt. Das ist gut und ich schlage vor, dass wir uns
im Frühsommer des kommenden Jahres, vielleicht
noch vor der Sommerpause des Parlaments, mit
diesem dann hoffentlich vorliegenden neuen Kon-
zept im Parlament befassen, denn ich glaube, es
wäre den Schweiß der Edlen wert, wenn wir genau
darauf achten, was wir mit diesem neuen Medien-
staatsvertrag auf den Weg bringen. Erfolgskontrol-
le ist wichtig, auch durch das Parlament. Die Sozi-
aldemokraten sind dazu bereit und wir freuen uns
auf die Zusammenarbeit mit Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Müller.

Farid Müller GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir Grünen stimmen diesem Medien-
staatsvertrag zu und empfehlen auch dem Rest
des Parlaments, das gleich bei der Abstimmung zu
tun. Wir würden auch gerne begründen, warum.
Meine Vorredner haben bereits einige Punkte ge-
nannt. Vor allem ist lobenswert, dass sich jetzt bei-
de Länder darauf geeinigt haben, die Medienkom-
petenz als eine zentrale Aufgabe dieser Medienan-
stalt sozusagen gesetzlich zu verankern. Man mag
zwar sagen, dass man nicht von eigener Kraft der
Länder reden könne, weil keine Steuergelder ver-
wendet werden.

Ich halte es für einen wichtigen Schritt, Herr Grund,
dass sich jetzt die Senatskanzlei und die Staats-
kanzlei in Kiel darauf geeinigt haben, die Medien-
kompetenz beider Bundesländer bei der Medien-
anstalt zu konzentrieren, die Gelder von der Me-
dienstiftung entsprechend umzuschichten und
auch die konzeptionelle Vorbereitung für die Me-
dienkompetenz in beiden Bundesländern dort zu
konzentrieren. Es bedarf schon der Kraft beider
Länder, diesen politischen Willen, den beide Land-
tage ausgedrückt haben, auch umzusetzen. Ich bin
ganz sicher, dass wir einen Teil mehr dazu bei-
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steuern können, wenn sich die finanzielle Lage in
beiden Ländern wieder etwas erholt hat.

Es ist also gut, dass der Medienanstalt mehr Geld
zur Verfügung steht, und es ist klar geregelt, wofür
es ausgegeben werden soll. Der Direktor macht
Vorschläge und der Medienrat, aus beiden Bun-
desländern besetzt, entscheidet dann über die
Vorschläge, an welche Dritten die Gelder zur Um-
setzung der Medienkompetenzfragen fließen. Wir
Grünen sind mit diesem Ergebnis zufrieden.

Der nächste Punkt, der bereits angedeutet wurde,
ist vielleicht für die Kolleginnen und Kollegen im
Plenum ein bisschen zu kompliziert.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: So doof sind
wir nicht!)

Es geht um das Thema Finanzausgleich. Die Medi-
enanstalt hat perspektivisch Defizite, die auf ab-
sehbare Zeit ausgeglichen werden sollen, aber
nicht auf Kosten der Filmförderung, bei der es
einen Ausgleich geben wird, sodass sie in den
nächsten Jahren aufgrund dieses Staatsvertrages
nicht mit einem Minus zu rechnen hat. Vor diesem
Hintergrund wurde die gemeinsame Verantwortung
der Länder hinsichtlich der Filmförderung gewahrt.

Ich möchte gerne noch für meine Fraktion einen
dritten, für uns Grüne wichtigen Punkt erwähnen.
Erstmals wird im gemeinsamen Medienstaatsver-
trag mit Schleswig-Holstein der private, aber nicht
kommerzielle Rundfunk erwähnt, und zwar, indem
in Paragraf 48 darauf hingewiesen wird, dass ge-
meinnütziger Rundfunk keine Rundfunkabgaben
zu leisten habe. Das war bisher noch offen. Theo-
retisch hätte in Hamburg eine Lizenz, die an einen
solchen Sender gegangen ist, in Zukunft anders
vergeben werden können. Wir Grüne fanden aber,
dass die Existenz eines gemeinnützigen, nicht
kommerziellen privaten Rundfunks es wert ist, ent-
sprechend im Mediengesetz erwähnt zu werden.
Das ist mit Schleswig-Holstein so geschehen und
vor diesem Hintergrund können alle Beteiligten zu-
frieden sein, dass zumindest hier der Gesetzgeber
sagt, dass es diesen Rundfunk gibt und er auf-
grund der bisherigen Mehrheiten auch gewollt ist.
Darum wünsche ich mir, dass dieser Medienstaats-
vertrag eine breite Zustimmung findet. – Danke
schön.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Artus.

Kersten Artus DIE LINKE:* Herr Präsident, sehr
geehrte Herren und Damen! Die Debatte passt zur
gestrigen. Die Drucksache, die der Kulturaus-
schuss diskutiert hat, soll die Medienanstalt stär-
ken. Gestern wurde sie in ihrer Kompetenz ge-
schwächt, heute ist es wieder andersherum.

Wir möchten feststellen, dass laut Darstellung des
Senats die Finanzierung der Medienanstalt Ham-
burg/Schleswig-Holstein nur bis zum Jahr 2012 si-
chergestellt wird. Dazu werden Mittel zwischen der
Medienstiftung und der Medienanstalt hin und her
geschoben, wobei das strukturelle finanzielle Defi-
zit nicht aufgelöst wird. Vonseiten des Senats fehlt
eine Darstellung, worin die Ursachen für den finan-
ziellen Mehraufwand liegen. In den letzten Jahren
ist die Arbeit der Medienanstalten im Bereich der
Lizenzierungen und Programmbeobachtungen
eher gesunken denn gewachsen und zudem wer-
den Aufgaben innerhalb der Landesmedienanstal-
ten zentralisiert. Dadurch müssten doch Mittel ge-
spart werden. Stattdessen können wir feststellen,
dass trotz einer Erhöhung der Rundfunkgebühren
die Finanzprobleme nicht gelöst werden. Die jetzi-
ge Lösung kann daher nur eine Übergangslösung
sein.

Das in der Drucksache erwähnte Termingutachten
zur Finanzlage der Medienanstalt Hamburg/
Schleswig-Holstein sollte wenigstens nachträglich
vorgelegt werden, wenn es schon dem Kulturaus-
schuss am 10. September nicht vorgelegen hat,
auch wenn dieses Gutachten von der Medienan-
stalt in Auftrag gegeben wurde. Anzunehmender-
weise verfügt der Senat über dieses Gutachten
und die Bürgerschaft muss in die Lage versetzt
werden, zu beurteilen, ob alle Empfehlungen aus
diesem Gutachten umgesetzt wurden und wenn
nicht, warum nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Um überprüfen zu können, ob der Senat die richti-
gen Schlussfolgerungen gezogen hat, brauchen
wir dieses Gutachten. Außerdem halten wir die fi-
nanziellen Mittel für zu gering, als dass ein flächen-
deckendes medienpädagogisches Angebot ge-
macht werden könnte. Aus politischer Sicht kann
ich verstehen, dass die Medienkompetenzförde-
rung bei der Medienanstalt Hamburg/Schleswig-
Holstein konzentriert wird, bildungspolitisch macht
dies jedoch keinen Sinn. Man müsste sie eigentlich
bei der Bildungssenatorin ansiedeln. Aus diesem
Grund hatte die Linksfraktion damals auch den
Vorschlag gemacht, die Große Anfrage der SPD
zur Förderung der Medienkompetenz in alle Aus-
schüsse zu verweisen, an erster Stelle in den Bil-
dungs- oder, wie er in der Bürgerschaft immer
noch etwas antiquiert heißt, an den Schulaus-
schuss.

Des Weiteren begrüßen wir die Aufhebung der
Programmzahlbegrenzung, da somit die herr-
schende Meinungsmacht unterbunden werden soll.
Auch die Bekanntmachungsmöglichkeit im Internet
befürworten wir, wohingegen wir die Streichung
der jährlichen öffentlichen Fachtagung mit Frage-
stunden ablehnen, da sie ein zusätzliches Mittel
ist, um Öffentlichkeit herzustellen und ansatzweise
für Gebührentransparenz zu sorgen. Wenn dieses
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Mittel in der Vergangenheit nicht funktioniert hat,
muss es durch ein anderes ersetzt werden.

Abschließend möchte ich sagen, dass die LINKE
gegen den Rundfunkbegriff des Zwölften Rundfun-
känderungsstaatsvertrages ist und auch beim 13.
dafür streiten wird, dass der Rundfunkbegriff wie-
der verändert wird. Die Definition von Rundfunk ist
mit dem Zwölften Rundfunkänderungsstaatsvertrag
fast ausschließlich technisch erfolgt und insofern
haben sich die Länder vom bisherigen Rundfunk-
begriff, der sich mit den inhaltlichen Kriterien von
Aktualität, Suggestivkraft und Breitenwirkung an
den Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts
orientierte, verabschiedet. Die aufweichende Defi-
nition des Rundfunkbegriffs schwächt die Kompe-
tenz der Bundesländer in der Medienpolitik, was
verfassungsrechtlich bedenklich und europarecht-
lich nicht erforderlich ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Müller.

Farid Müller GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Zu zwei Punkten, die meine Kollegin
eben in den Raum gestellt hat, möchte ich etwas
sagen. Die gestrige Debatte und der Beschluss der
Bürgerschaft schwächen die Medienanstalt Ham-
burg/Schleswig-Holstein keineswegs. Ganz im Ge-
genteil, die Medienanstalt hat wieder das Recht,
die Frequenzen, die zwischen beiden Bundeslän-
dern geregelt sind, frei vergeben zu können. Dar-
über sollten Sie noch einmal nachdenken, denn Ihr
Argument war in diesem Punkt nicht schlüssig.

Der zweite Punkt betrifft Ihren Vorschlag oder Ih-
ren Gedanken, Medienkompetenz komplett in die
Schulbehörde zu verlegen. Das mag in der Sache
ganz interessant sein, aber auf der Ebene der Län-
der gibt es im Zusammenhang mit den Rundfunk-
gebühren eine Selbstverpflichtung, bei der Medien-
kompetenz tätig zu werden. Gerade was die Rund-
funkgebühren betrifft, würde ich die Länder und
auch die Medienanstalten ungern aus der Pflicht
nehmen. Eine andere Frage ist allerdings, Frau
Kollegin, wie man eine gute Kooperation mit der
Medienanstalt erreichen könnte, wenn auch die
Gelder und bestimmte Projekte bei der Schulbe-
hörde geplant werden. Dafür bin ich offen und ich
habe das Gefühl, dass Frau Goetsch bereits an
diesem Thema dran ist. – Danke.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt CDU)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht.

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen und das Gesetz zum Dritten Medienän-
derungsstaatsvertrag HSH und zur Aufhebung des
Hamburgischen Mediengesetzes aus Drucksache

19/3441 beschließen? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Dann ist es bei einigen
Stimmenthaltungen einstimmig so beschlossen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
– Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Dann
ist das mit derselben Mehrheit einstimmig und da-
mit endgültig wie in der ersten Lesung beschlossen
worden.

Tagesordnungspunkt 33, Drucksache 19/4011, An-
trag der SPD-Fraktion: Rote Liste für schwarze
Schafe; Entwurf eines Hamburgischen Korrupti-
onsbekämpfungsgesetzes; Nachdrücklicher Ein-
satz für ein Bundeskorruptionsregister; Jährliches
Korruptionslagebild für Hamburg.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Rote Liste für schwarze Schafe
- Entwurf eines Hamburgischen Korruptionsbe-
kämpfungsgesetzes
- Nachdrücklicher Einsatz für ein Bundeskor-
ruptionsregister
- Jährliches Korruptionslagebild für Hamburg
– Drs 19/4011 –]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 19/4270 ein An-
trag der Fraktion DIE LINKE vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Rote Liste für schwarze Schafe/Entwurf eines
Hamburgischen Korruptionsbekämpfungsge-
setzes/Grundsatz der Unschuldsvermutung
achten!
– Drs 19/4270 –]

Beide Drucksachen möchte die SPD-Fraktion an
den Innenausschuss überweisen.

Wer wünscht das Wort? – Der Abgeordnete
Schwinke hat es.

Karl Schwinke SPD:* Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Korruption ist kein Kavaliersde-
likt.

"Korruption gefährdet zunehmend die sozia-
le und demokratische Ordnung unserer Ge-
sellschaft, indem sie die Prinzipien der
Gleichheit vor dem Gesetz, der Unparteilich-
keit der Amtsführung in der öffentlichen Ver-
waltung sowie des fairen Wettbewerbs in der
freien Wirtschaft verletzt und eine intranspa-
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rente, auf Privilegien gegründete Wirtschaft
fördert.

In immer kürzeren Abständen erreichen uns
Meldungen über korruptes Verhalten in bei-
nahe allen Bereichen des öffentlichen, wirt-
schaftlichen und politischen Lebens. Das
Vertrauen in ein ehrliches und faires Mitein-
ander schwindet. Korruptes und damit krimi-
nelles Verhalten ist in unserer Gesellschaft
erheblich weiter verbreitet, als es bisher be-
kannt geworden ist."

Meine Damen und Herren von den Regierungspar-
teien, Sie können an dieser Stelle gerne applau-
dieren, denn der eben vorgetragene Text stammt
von der Homepage der Innenbehörde.

(Beifall bei der SPD – Antje Möller GAL: Das
ist aber kein Grund für Beifall!)

Ich frage die Regierungsparteien: Schaffen Sie die
Blitzanlagen ab, um das Rasen auf Hamburgs
Straßen zu unterbinden? Schaffen Sie die Video-
überwachung von öffentlichen Plätzen ab, um die
Stadt sicherer zu machen? Nein, und das ist gut
so. Aber Sie schaffen das Korruptionsregister ab,
obwohl es von internationalen Organisationen als
eines der wirksamsten Abschreckungsinstrumente
gegen Korruption angesehen wird.

Dass das Hamburger Gesetz zur Einrichtung und
Führung eines Korruptionsregisters vom CDU-Se-
nat – mit Ihrer Zustimmung – aufgehoben wurde,
ist ein Skandal.

(Beifall bei der SPD)

Dass die GAL, die dieses Gesetz mit beschlossen
hat und die die Wiedereinführung des Korruptions-
registers sogar zum Gegenstand der Koalitionsver-
einbarungen gemacht hat, bis heute keinen Schritt
vorangekommen ist, zeigt wieder einmal, wie groß
die Beharrungskräfte der CDU bei dieser Frage
sind. Im Bund haben SPD und Grüne ein Gesetz
für ein Korruptionsregister auf den Weg bringen
wollen, die CDU hat es im Bundesrat verhindert. In
der Großen Koalition wurde das Thema ebenfalls
von der CDU blockiert.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist ja unglaublich!)

Wir können unser Vertrauen nicht darauf setzen,
dass ausgerechnet Schwarz-Gelb sich jetzt in Ber-
lin mit diesem Thema befasst. Ich appelliere an die
CDU, endlich Vernunft walten zu lassen und ihre
Verhinderungspolitik aufzugeben.

(Beifall bei der SPD)

Weshalb folgt die Hamburger CDU nicht endlich
den fortschrittlicheren Kräften in Nordrhein-Westfa-
len?

(Wilfried Buss SPD: Da müssen wir Frau
Ahrons fragen!)

Die SPD setzt sich mit Nachdruck für die Bekämp-
fung der Korruption ein. Es geht uns darum, dass
die schwarzen Schafe benannt werden und dass
ihrem Treiben ein Ende bereitet wird. Genauso
wichtig ist mir aber auch, dass die hanseatischen
Tugenden, die in jedem Jahr auf der "Versamm-
lung Eines Ehrbaren Kaufmanns zu Hamburg" be-
schworen werden, keinen Schaden nehmen. Eine
an Zuverlässigkeit, Ehrlichkeit, Verantwortungsbe-
wusstsein und Regelbeachtung ausgerichtete Un-
ternehmensführung ist die Grundlage wirtschaftli-
chen Erfolges. Damit diese Tugenden nicht unter-
graben werden, brauchen wir ein Korruptionsregi-
ster.

(Beifall bei der SPD)

Gerade in der gegenwärtigen Situation, wo im
Rahmen der Konjunkturpakete die vergaberechtli-
chen Bestimmungen gelockert wurden, brauchen
wir ein deutliches Zeichen gegen jede Form von
Korruption.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD-Fraktion hat ihre Position in dem vorlie-
genden Antrag klar zum Ausdruck gebracht. Wir
fordern ein hamburgisches Gesetz zur Verbesse-
rung der Korruptionsbekämpfung und zur Errich-
tung und Führung eines Korruptionsregisters. Dar-
über hinaus fordern wir eine Hamburger Initiative
für ein bundesweites Korruptionsregister.

Nun werden Sie uns gleich mit dem Argument der
Vorverurteilung geißeln und damit vor allem die
Einführung eines Korruptionsregisters ablehnen.
Gleichwohl, ich sage Ihnen, dass Sie da auf dem
Holzweg sind. Das schwarz-gelb geführte Nord-
rhein-Westfalen gibt uns ein Beispiel für ein erfolg-
reiches Landeskorruptionsregister. Machen Sie al-
so mit.

Mein Kollege, Herr Dr. Dressel, wird den unserem
Antrag zugrunde liegenden Gesetzesentwurf noch
begründen und um Ihre Zustimmung werben.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Tatsächlich? Da
muss er sich aber anstrengen!)

Zunächst einmal danke ich Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Ahrons.

Barbara Ahrons CDU: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich weiß gar nicht, liebe Kolle-
gen, wie häufig wir das Thema Korruptionsregister
in Hamburg mit Ihnen schon diskutiert haben.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das liegt ja an
Ihnen! Wenn Sie nicht lernfähig sind!)
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Vielleicht haben Sie im Wirtschaftsausschuss nicht
richtig aufgepasst, vielleicht wollten Sie mit diesem
Thema auch einfach nur Wahlkampf machen, Ihr
Antrag stammt ja aus dem September. Der Wahl-
kampf ist aber vorbei und ich denke, wir sollten
jetzt anfangen, vernünftig über dieses Thema zu
sprechen.

Meine lieben Kollegen von der SPD, wir werden
auch dieses Mal Ihrem Antrag nicht zustimmen.
Sie fordern wieder einmal die Einführung des Kor-
ruptionsbekämpfungsgesetzes,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das steht doch
in Ihrem Koalitionsvertrag!)

das nur innerhalb der Hamburger Landesgrenzen
gelten soll. Ein solches Korruptionsregister hatten
wir schon einmal in Hamburg, konnten es aber
glücklicherweise knapp zwei Jahre nach seiner
Einführung wieder abschaffen und das aus sehr
gutem Grund, Herr Dr. Dressel. CDU und FDP ha-
ben damals von Anfang an auf die eklatanten
handwerklichen Fehler und Mängel des Gesetzes
und auf seine schwierige Handhabung hingewie-
sen, Gründe und Argumente, die Sie heute in Ih-
rem Antrag schon wieder missachten.

(Wilfried Buss SPD: Dann machen Sie doch
einen neuen! Aber tun Sie doch mal was da-
gegen!)

Im Zusatzantrag der LINKEN ist das zumindest
noch erkannt worden.

Ich mache deswegen noch einmal deutlich, warum
wir auch dieses Mal Ihrem Antrag und auch dem
Zusatzantrag der LINKEN nicht zustimmen wer-
den.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber das ist
doch ein Widerspruch!)

– Nein, das ist überhaupt kein Widerspruch, Herr
Dr. Dressel.

Meine Damen und Herren! Wir wissen alle, dass
durch Korruption in unserer Wirtschaft große Schä-
den entstehen und damit erhebliche Nachteile für
unsere Gesellschaft. Korruption beeinflusst den fai-
ren Wettbewerb negativ und kann zu einem Ver-
trauensverlust unserer Bürger in die Unternehmen
und die staatlichen Organisationen führen.

(Karl Schwinke SPD: Aber dann muss man
was dagegen tun!)

Man kann Korruption wohl nie ganz ausschließen.
Wo aber Kontrollmechanismen greifen, wo es eine
Mitteilungs- und Anzeigepflicht gibt und wo es vor
allem – diesen Punkt lassen Sie in Ihrem Antrag
völlig außer acht, Herr Dr. Dressel – klare Richtlini-
en, Transparenz und Aufklärung gibt, kann sich
Korruption wesentlich schwerer entfalten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber in Hamburg
ist sie trotzdem angestiegen!)

Es gibt darum landes- und auch bundesweit vielfäl-
tige Initiativen und Organisationen, die für Aufklä-
rung und Transparenz sorgen. In Hamburg kämpft
zum Beispiel der Verein PRO HONORE gemein-
sam mit der Handelskammer gegen Korruption in
der Hamburger Wirtschaft. 2003 wurde zusätzlich
eine Vertrauensstelle zur Bekämpfung von Korrup-
tion in der Hamburger Wirtschaft eingerichtet. Hin-
weisgeber und Betroffene können sich vertraulich
an diese Stelle wenden und sich beraten lassen.
Darüber hinaus werden heutzutage vielfach Stellen
für Compliance Officer eingerichtet, die eine eben-
solche Funktion haben.

Korruption wird, gemeinsam mit den Verantwortli-
chen in Justiz und Strafvollzugsbehörde, sehr er-
folgreich bekämpft.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Ein Landesgesetz, wie es die SPD fordert, ist nicht
der richtige Weg zur Bekämpfung von Korruption.
Ich will Ihnen dies auch begründen.

Erstens: Ihr Gesetzesentwurf ist viel zu weitgehend
und verstößt zudem gegen rechtsstaatliche Grund-
sätze.

Nicht alle der in Ihrem Gesetzesentwurf aufgeliste-
ten Straftatbestände haben etwas mit Korruption
zu tun.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt!)

Sie missbrauchen dieses Gesetz für ganz andere
soziale Zielsetzungen Ihrer Partei und führen die
Menschen damit hinters Licht.

(Ingo Egloff SPD: Die Hinterziehung von So-
zialversicherungsbeiträgen ist auch eine
Sauerei!)

Nach Ihrer Vorstellung darf ein Unternehmen
schon dann nicht mehr bei öffentlichen Ausschrei-
bungen berücksichtigt werden, wenn es zum Bei-
spiel Buchführungspflichten verletzt. Für diesen
Tatbestand sind per Gesetz Rechtsfolgen vorgese-
hen. Ich frage mich aber ernstlich, meine Damen
und Herren, was dies mit Korruptionsbekämpfung
zu tun hat. Vielleicht können Sie mich nachher dar-
über aufklären, Herr Dr. Dressel; ich sehe da je-
denfalls keinen Zusammenhang.

Der Gesetzesentwurf der SPD verstößt nach unse-
rem Rechtsverständnis zudem eklatant gegen
rechtsstaatliche Prinzipien.

(Beifall bei Viviane Spethmann CDU)

Sie wollen beispielsweise eine Eintragung in das
Register bereits dann gestatten, wenn Anklage zu-
gelassen wurde. Die Zulassung der Anklage ist
keine Verurteilung, meine Damen und Herren. Eine
solche Verfahrensweise verstößt ganz erheblich
gegen das strafprozessrechtliche Prinzip "Im Zwei-
fel für den Angeklagten". Die CDU wird einen sol-
chen Rechtsverstoß, eine solche Vorverurteilung
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einzelner Menschen oder Unternehmen, auf kei-
nen Fall mitmachen.

(Beifall bei der CDU – Ingo Egloff SPD: Hof-
fentlich weiß Herr Rüttgers das!)

Zweitens: Eine Insellösung für Hamburg ist
schlichtweg unsinnig. Ich habe das hier bestimmt
schon vier-, fünf- oder sechsmal erklärt. Herr
Dr. Dressel, Sie sagen es doch selbst in Ihrem An-
trag: Korruption macht an den Landesgrenzen
nicht Halt. Deswegen muss es unser Ziel sein, auf
Bundesebene eine Lösung zu finden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und was haben
Sie bisher dafür getan?)

Auch das steht in Ihrem Antrag. Warum ist dies
so? Unternehmen könnten bereits in anderen Bun-
desländern auffällig geworden sein, ohne dass es
in einem Hamburger Korruptionsregister erkennbar
wäre. Kein öffentlicher Auftraggeber außerhalb
Hamburgs könnte verpflichtet werden, uns Verfeh-
lungen zu melden. Eine Insellösung erweist sich
damit als nicht tragfähig; das gilt insbesondere für
einen Stadtstaat wie Hamburg.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU – Dr. An-
dreas Dressel SPD: Es steht in den Koaliti-
onsvereinbarungen drin!)

Drittens: Wir haben bereits gute Mittel, um Ver-
dachtsfälle konsequent zu verfolgen. Die Vergabe-
ordnung und Richtlinien geben uns ausreichend
Sanktionsmöglichkeiten an die Hand. Auch ohne
ein Korruptionsregister können Verfehlungen auf
Grundlage von Verwaltungsvorschriften effektiv
und rechtssicher geahndet werden. Diese Instru-
mente haben sich in der Vergangenheit als wir-
kungsvoll und rechtssicher erwiesen. Korruptions-
verdachtsfälle werden in Hamburg konsequent ver-
folgt, wie gerade aktuell bei der HPA geschehen.

Viertens: Gemeinsam mit der GAL ist die CDU
schon längst aktiv geworden. Tatsache ist, dass
sich Hamburg unter CDU-Führung jüngst im Bun-
desrat erfolgreich – Herr Schwinke, ich weiß nicht,
wovon Sie gesprochen haben –, für eine bundes-
einheitliche Regelung in Form einer Bundesratsini-
tiative eingesetzt und einen entsprechenden An-
trag für ein Bundeskorruptionsregister eingebracht
hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und was ist das
Ergebnis? Gar nichts! Ist doch nichts pas-
siert!)

Sowohl die Bundesregierung als auch die damali-
ge Koalitionsfraktion, also auch Ihre Partei, Herr
Dr. Dressel, haben im Bundestag zugesagt, dieses
Thema nach der Bundestagswahl weiterzuverfol-
gen. Das ist der richtige Weg, Herr Dr. Dressel,
und nicht eine Landeslösung.

Ich kann verstehen, dass Sie infolge der Bundes-
tagswahl vielleicht ein wenig enttäuscht sind, dass

Sie künftig auf Bundesebene nicht mehr mitmi-
schen können. Eine Landeslösung, wie Sie sie for-
dern, macht das aber keinesfalls richtiger.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie haben den
Koalitionsvertrag gar nicht gelesen!)

Es ist schon merkwürdig: Ihre Partei war seit 1998
Mitregierungspartei und stellte in den letzten vier
Jahren unter anderem immerhin noch den Vize-
kanzler. Da hätten Sie doch viele Möglichkeiten
gehabt, um Ihr Anliegen durchzusetzen.

(Beifall bei der CDU – Dr. Andreas Dressel
SPD: Scheinheilig!)

Ich verstehe bis heute nicht, warum von Ihrer Seite
in dieser gesamten Zeit nichts, aber auch über-
haupt nichts, geschehen ist.

(Ingo Egloff SPD: Das haben Sie genauso
verhindert wie das Tariftreuegesetz auf Bun-
desebene!)

Nun, meine Damen und Herren, Sie sehen, Kor-
ruptionsbekämpfung ist der CDU und ihrem Koaliti-
onspartner GAL wichtig. Wir werden mit Sicherheit
an diesem Thema dranbleiben. Wir haben die Bun-
desratsinitiative angeschoben und werden darauf
achten, dass es zu einer bundesweit einheitlichen,
vernünftigen und praxisorientierten Bekämpfung
von Korruption kommen wird. –Danke.

(Beifall bei der CDU und der GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält die Ab-
geordnete Möller.

Antje Möller GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Frau Ahrons, ich nehme gerne einen
Ihrer letzten Sätze auf. Tatsächlich ist das Thema
Korruption auch für die GAL wichtig. Wir sind da-
von überzeugt, dass der öffentliche Druck gegen-
über Korruption und Menschen, die korrupt sind,
viel zu gering ist. Anders vielleicht als die CDU ver-
treten wir die Meinung, dass Korruption zwar einer-
seits großen wirtschaftlichen Schaden verursacht,
dass aber das dadurch massiv verletzte Vertrauen
in die unsere Gesellschaft lenkenden Institutionen
weitaus fataler ist.

Bei 46 Prozent aller aufgedeckten Korruptionsfälle
geht es um Korruption in der öffentlichen Verwal-
tung, das ist eine besonders bittere Tatsache.
Auch unsere Arbeit baut auf dem Vertrauen in Be-
hörden-Handeln und Behörden-Entscheidungen
auf. Wenn wir angesichts dieser 46 Prozent davon
ausgehen müssen, dass die eine oder andere Ent-
scheidung nicht rechtmäßig und mit Sachverstand,
sondern aufgrund monetärer Hilfsmittel erfolgt ist,
ist das bitter.

Die Debatte, wo sich Mehrheiten finden, ist span-
nend. Wo finden sich im politischen Raum Mehr-
heiten, wer kämpft denn eigentlich gegen Korrupti-
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on? Meiner Meinung nach bietet sich uns da ein
sehr diffuses Bild. Das mag daran liegen, dass es
wenig Opfer von Korruption gibt; meistens ist da ja
einer, der gibt und einer, der nimmt und wer bei
diesem Spiel nicht mitmacht, wird Korruptionsop-
fer. Er muss feststellen, dass für ihn gar nichts
mehr geht und wird im Zweifellsfall zu denen gehö-
ren, die sagen, in der Politik gehe ohnehin nur al-
les auf diese Art und Weise.

Ich sage es noch einmal: Der öffentliche Druck ge-
gen Korruption ist viel zu klein. Mit Diskussionen,
wie wir sie hier gerade führen, erhöhen wir ihn
aber auch nicht, weil wir uns nicht offensiv genug
gegen Korruption aussprechen. Das wird mit Stille
entgegen genommen, das spricht für sich. Viel-
leicht ist das aber auch nur der Uhrzeit oder dem
heutigen Tag geschuldet.

Die SPD hat recht, es gibt eine Passage im Koaliti-
onsvertrag, die bis jetzt noch nicht umgesetzt wur-
de. Dafür gibt es viele Gründe. Diese Gründe sind
aber nicht der springende Punkt; das Entscheiden-
de ist der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD)

Eineinhalb Jahre nach Beginn der Legislaturperi-
ode ist den beiden Koalitionspartnern tatsächlich
klar, dass hier noch nachzuarbeiten ist. Das heißt
aber nicht, dass wir alle anderen Möglichkeiten der
Korruptionsbekämpfung so schnell wie Sie verwer-
fen nach dem Motto: Auf Bundesebene wird sich
nichts bewegen – ich traue der neuen Koalition in
Berlin auch nicht so viel zu wie Sie, Frau Ahrons,
wir werden sehen, was sich da tut –, auf Nordlän-
derebene wird sich nichts bewegen, Hamburg
muss allein voranschreiten.

Wir halten einen Hamburger Alleingang, zurzeit je-
denfalls, aber nicht für den richtigen Weg. Machen
wir uns doch nichts vor, Hamburg würde mit einer
Insellösung zwar eine Vorreiterrolle einnehmen,
das würde aber nicht dazu führen, dass sich die
Korruptionsfälle in Hamburg verringern. Es würde
ja schon reichen, den Firmensitz zu verlegen, um
in Hamburg nicht erfasst und eingetragen zu wer-
den. Wir wollen deshalb keine Einzellösung, kei-
nen Hamburger Alleingang, jedenfalls nicht zu die-
sem Zeitpunkt.

Auf Bundesebene werden wir weiterhin in geeigne-
ter Art und Weise auf eine Lösung hinarbeiten, vor
allem aber werden wir das Thema Korruption wei-
terhin in der Öffentlichkeit bewegen.

Noch ein Wort zur SPD. Ich finde es nicht richtig,
dass Sie – der Senator hat einen Statistikfehler
eingeräumt – diesen Fehler, der zwar eklatant war,
über den wir aber in einer angemessenen Weise
und sehr offensiv informiert wurden, jetzt als Teil
einer Strategie gegen Korruptionsaufklärung dar-
stellen. Das finde ich sehr polemisch und sehr
überzogen. Fehler passieren nun einmal. Dieser
hätte nicht passieren dürfen, aber er ist passiert.

Ich würde ganz gerne noch einmal darauf einge-
hen, wo wir im Bereich der Korruptionsbekämpfung
unsere Schwerpunkte setzen. Was können wir ei-
gentlich tun, außer öffentlichem Druck gegen Kor-
ruption zu erzeugen oder für eine Hamburger Ein-
zellösung mit eigenem Korruptionsregister zu wer-
ben?

Ich glaube, es ist wichtig, auch darüber aufzuklä-
ren, wo Korruption überhaupt anfängt. Wann und
was darf man schenken oder annehmen, unter
welchen Voraussetzungen darf man Verfahren um-
gehen? Liegt die Gefahr eher im Kleinen oder eher
bei großen Aufträgen, wie sie beispielsweise im
Rahmen des Konjunkturprogramms vergeben wer-
den? Da ist eine große Grauzone, ein großes Dun-
kelfeld. Es gibt wenig Bewusstsein dafür, wo Kor-
ruption anfängt und wo sie noch lange nicht auf-
hört.

Wir haben dieselben Ziele wie Sie, wenn wir wei-
terhin dieses Thema öffentlich diskutieren und ve-
hement dafür streiten, dass die Bundesländer sich
endlich auf ein gemeinsames Korruptionsregister
einigen. Wir brauchen öffentlichen Druck und wir
brauchen die Möglichkeit, korrupte Unternehmen,
Institutionen oder Verwaltungen nachschlagbar
und nachlesbar festzuhalten und sie damit öffent-
lich brandmarken zu können. Wir wollen nur nicht
diesen Hamburger Alleingang, der immer die Ge-
fahr birgt, dass die betreffenden Firmen oder Ein-
zelpersonen sich schlicht und einfach in den be-
nachbarten Bundesländern niederlassen und wir
sie mit unserem Korruptionsregister dann doch
nicht erreichen.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Präsident! Wir unterstützen die
Wiedereinrichtung eines Korruptionsregisters wie
von der SPD gefordert.

Der jüngste Korruptionsskandal in der Hamburger
Hafenbehörde wirft ein grelles Licht darauf, wel-
cher Schaden durch Korruption entsteht. Diesen
Schaden trägt – Frau Möller, in diesem Punkt stim-
me ich Ihnen nicht zu – in ganz erheblichem Maße
die Öffentlichkeit. Da ist von 400 000 Euro die Re-
de, das muss ja jemand bezahlen. Das bezahlt
auch jemand; das bezahlen der Steuerzahler und
die Steuerzahlerin.

Vergabeverfahren sind häufig intransparent. In-
tranzparenz aber fördert Korruption und Korruption
untergräbt demokratische Entscheidungsprozesse.
Die Dunkelziffer, das ist jetzt mehrfach gesagt wor-
den, ist enorm. Allgemein wird kaum bestritten,
dass Korruption seit längerem auch in Deutschland
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auf dem Vormarsch ist. Ich nenne nur einmal das
Stichwort Müllverbrennungsanlage. Wenn man das
googelt, bekommt man fast immer einen Zusam-
menhang mit Korruption auf den Zielseiten.

Der Vormarsch der Korruption hängt nach unserer
Meinung wesentlich mit der Entfesselung der
Märkte im Zuge der Globalisierung und insbeson-
dere mit der Welle der Privatisierung öffentlichen
Eigentums zusammen. Der bekannte Wirtschafts-
wissenschaftler Professor Jörg Huffschmid etwa
bezeichnete die 1990er Jahre als Dekade der Pri-
vatisierung und Korruption und weist einen direk-
ten Zusammenhang von Privatisierung und Korrup-
tion nach.

Die Einrichtung eines Korruptionsregisters in Ham-
burg und die von der SPD ebenfalls geforderte
Einrichtung eines Korruptionsregisters auf Bundes-
ebene sind ein Schritt zur Transparenz. Sie sind
aber nur ein Schritt bei der Korruptionsbekämp-
fung, da stimme ich Frau Möller zu. Man muss sich
darüber im Klaren sein, dass diese Maßnahmen
nur dort greifen, wo das Dunkelfeld bereits aufge-
hellt ist. Sie tragen wenig zur Aufhellung des Dun-
kelfeldes bei und sie erfassen beispielsweise auch
nicht so richtig den Punkt, an dem normaler Lobby-
ismus in ordinäre Bestechung von Politikern oder
Parteien übergeht. Auch wenn wir weitere Schritte
für notwendig halten, tragen wir diesen Schritt mit.

Wir sehen allerdings ein prinzipielles Problem, das
uns die Zustimmung zum SPD-Antrag in der vorlie-
genden Form nicht möglich macht. Wir haben des-
halb relativ kurzfristig noch einen Zusatzantrag ge-
stellt.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach!)

Lassen Sie mich ein Zitat von Kurt Tucholsky aus
dem Jahr 1930 anführen. Es ist etwas provokativ,
aber hören Sie zu. Tucholsky sagt:

"Ich habe ja nichts gegen die Klassenjustiz.
Mir gefällt nur die Klasse nicht, die sie
macht."

– Zitatende.

Bei aller Wertschätzung von Tucholsky möchte ich
mich dieser Auffassung nicht anschließen.

Das Problem des SPD-Gesetzesentwurfs ist schon
angesprochen worden: In Paragraf 3 Eintragungs-
voraussetzungen wird die Unschuldsvermutung
preisgegeben. Der Eintrag in das Korruptionsregi-
ster soll schon bei Zulassung der Anklage möglich
sein. Die Zulassung der Anklage ist noch kein Ur-
teil, da gebe ich Frau Ahrons recht.

Natürlich spricht einiges dafür – der Gedanke liegt
nahe –, ein der Korruption beschuldigtes Unter-
nehmen oder eine beschuldigte Einzelperson früh-
zeitig, also sobald Gerichte die Anklage zulassen,
in das Register zu stellen, damit nicht noch mehr
Schaden angerichtet werden kann. Natürlich ist,

besonders bei meiner politischen Herkunft, auch
die Versuchung groß, die wirtschaftlich Mächtigen,
die schließlich selten rechtlich belangt werden,
selbst wenn sie noch so große Schäden anrichten,
frühzeitig mit dem Bann der Registereintragung zu
belegen oder, um an das Tucholsky-Zitat anzu-
knüpfen, die Klassenjustiz einmal gegen die Klas-
se zu wenden, die Klassenjustiz macht.

Wir sind aber für die Einheitlichkeit des Rechtes.
Wird sie zerstört, wird das Recht zerstört. Wir ver-
teidigen den Grundsatz der Unschuldsvermutung,
wie er in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und in der Europäischen Menschen-
rechtskonvention festgeschrieben ist, bedingungs-
los. Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist,
gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als
unschuldig. Dieser Grundsatz gilt ausnahmslos für
alle, auch für die, deren Straftaten man für beson-
ders verabscheuungswürdig oder gefährlich, auch
im Sinne der Gefährdung der Demokratie, hält.
Meiner Meinung nach gilt das auch für Unterneh-
men. Wenn das Recht nicht mehr einheitlich ist,
wenn da ein struktureller Bruch erfolgt, dann ist es
unseres Erachtens nach zerstört.

Wir können deshalb dem SPD-Antrag auch nur zu-
stimmen, wenn die SPD unserem Änderungsan-
trag folgt. Selbstverständlich sind wir für eine Über-
weisung, um das ausführlicher zu diskutieren.
– Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort erhält der Ab-
geordnete Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Schön, dass
Sie sich so auf meinen Wortbeitrag freuen, das ist
doch prima.

Ich fange einmal mit der Frage an, welche Voraus-
setzungen man für eine Eintragung in das Korrupti-
onsregister wählt und welche Schwelle man setzt.
Wir haben uns bewusst an dem Modell Nordrhein-
Westfalen orientiert, bei Einführung des Gesetzes
immerhin rot-grün regiert. Wir plädieren dafür, nicht
erst die endgültige, rechtskräftige Verurteilung ab-
zuwarten. Die Gründe dafür haben Sie schon ge-
nannt: So ein Verfahren kann viele Jahre dauern,
wenn es sich über mehrere Instanzen bis hin zum
Bundesgerichtshof zieht. Wir wollen früher anset-
zen.

Natürlich haben wir geprüft, ob das verfassungs-
rechtlich sauber und machbar ist. Zu der Frage,
wann Eintragungen in ein Vergaberegister erfolgen
können, gibt es Urteile. Es geht bei der Eintragung
in ein Register ja nicht um die Feststellung indivi-
dueller Schuld, sondern darum, ob ein Bewerber in
einem Vergabeverfahren zuverlässig ist oder nicht.
Das sind rechtlich unterschiedliche Fragestellun-
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gen. In Nordrhein-Westfalen ist dieses Gesetz
auch nicht verfassungsrechtlich zu Fall gebracht
worden im Gegensatz zu anderen Gesetzen, wie
zum Beispiel ein Gesetz zur Online-Durchsuchung.

Ich kann Ihnen die gerichtlichen Fundstellen nen-
nen, die belegen, dass dieser Punkt verfassungs-
rechtlich sauber ist. Und in der politischen Abwä-
gung ist es doch so, wenn man jahrelang wartet,
bis man jemanden in dem Register benennt mit der
Folge auch eines Vergabeausschlusses, dann
macht man ein Korruptionsregister zum stumpfen
Schwert und das wollen wir Sozialdemokraten
nicht; das ist der eine Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt noch einmal zu Frau Ahrons, zu dem, was
Sie hier vorgetragen haben, ohne auch nur einmal
Ihren eigenen Koalitionsvertrag zu berücksichtigen.
Sie persönlich sind doch irgendwie auch Teil die-
ser Koalition. Ich will einfach noch einmal in Erin-
nerung rufen, weil wir das auch regelmäßig nachle-
sen, was Sie sich für die vier Jahre vorgenommen
haben. Da steht:

"Hamburg bemüht sich innerhalb eines Jah-
res"

– das ist im Mai 2008, glaube ich, unterschrieben
worden –

"um ein mit den Nachbarländern vernetztes
Korruptionsregister. Bei Nicht-Gelingen wird
eine Hamburger Einzellösung gesucht."

Exakt das steht im Koalitionsvertrag. Wir haben Ih-
nen dieses Jahr gegeben, um nach einer Lösung
mit den Nachbarländern zu suchen.

(Antje Möller GAL: Das haben wir uns selber
genommen, dieses Jahr!)

– Ja, aber wir haben, bevor wir diesen Antrag ein-
gebracht haben, gesagt, wir geben ihnen jetzt die-
ses Jahr.

(Antje Möller GAL: Das war sehr rücksichts-
voll!)

– Ja, das war rücksichtsvoll von uns.

Aber wir haben gesehen, dass es Ihnen irgendwie
nicht gelungen ist, innerhalb dieses Jahres zu ei-
nem Ergebnis zu kommen, und deshalb greift Ihr
zweiter Satz, bei Nicht-Gelingen werde eine Ham-
burger Einzellösung gesucht. Wir haben die auch
gesucht, haben aber in den Unterlagen für die Bür-
gerschaftssitzung ein Jahr danach nichts gefun-
den. Dann haben wir Sozialdemokraten einen ent-
sprechenden Gesetzesentwurf aktualisiert und an-
gepasst und den können wir Ihnen hier guten Ge-
wissens vorschlagen.

Es passt alles nicht so richtig zusammen, was Sie
vorgetragen haben. Sie wollen weiterhin nur auf
Bundesebene bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag
prüfen. Glauben Sie doch nicht im Ernst, dass Sie

jetzt mit der FDP von Herrn Westerwelle ein Er-
gebnis erzielen werden. Da brechen eher Zeiten
an, wo diese Herrschaften, um die es hier geht, mit
Samthandschuhen angefasst werden, und das
wollen wir Sozialdemokraten ausdrücklich nicht.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt vermutlich auch für die norddeutsche Lö-
sung. Wahrscheinlich würde es auch mit Herrn Ku-
bicki schwierig werden, zu einer Vereinbarung über
ein solches Register zu kommen. Wir werden die
Koalitionsverhandlungen in Kiel mit Spannung ver-
folgen, aber ich glaube, die Nordlösung ist im Prin-
zip jetzt auch unwahrscheinlicher geworden, als
das vorher der Fall war. Deshalb bleibt an der Stel-
le nur, zunächst einmal als Bundesland mit dieser
Einzellösung einen Schritt nach vorn zu gehen.
Dies kann natürlich nicht alle Probleme lösen, ist
aber jedenfalls ein erster Schritt und ein deutliches
Signal, dass man Korruption ächtet, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Dann ist noch angesprochen worden, dass der
Vorschlag die Tatbestände der Korruption auswei-
te. Richtig, genau das ist von uns intendiert. Sie
werden natürlich immer nur für ein Schmalspurre-
gister sein. Wir sprechen von Straftaten und Ver-
stößen, die den Wettbewerb gefährden und verlet-
zen. Das betrifft, wir können es im Gesetzesent-
wurf nachlesen, unter anderem das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz, das Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz und das Gesetz über die Kontrolle
von Kriegswaffen.

(Barbara Ahrons CDU: Was hat die Buchhal-
tung damit zu tun?)

– Ich will es Ihnen sagen. Dieses Register ist von
uns auch gedacht als ein Register, das wettbe-
werbswidrige Verstöße, Verstöße gegen eine or-
dentliche Wirtschaftsordnung brandmarkt und be-
nennt. Es ist bezeichnend, dass Sie offenbar die-
sen Weg grundsätzlich ablehnen und nicht mitge-
hen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben auch die Mindestlöhne, die Gott sei
Dank in der Großen Koalition noch verabredet wor-
den sind nach dem Mindestarbeitsbedingungenge-
setz, hier mit benannt. Das heißt, auch wer in den
Branchen, in denen es Mindestlöhne gibt, dagegen
verstößt, gehört nach unserer festen Auffassung in
ein solches Register. Und man kann nur hoffen,
dass auf Bundesebene nicht die Axt gegen die
Mindestlöhne angesetzt wird.

Letzter Punkt: Wenn schon gewisse Einigkeit dar-
über besteht, dass man darüber weiter reden will
und muss, dann ist überhaupt nicht verständlich,
warum Sie nicht ebenfalls einer Überweisung zu-
stimmen wollen. Wenn Sie sagen, wir haben noch
bei einzelnen Punkten Bedenken, dann sind wir
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sehr gern bereit, darüber zu sprechen. Wir können
auch über das Thema Unschuldsvermutung noch
weiter diskutieren, ob man die Schwelle höher oder
niedriger ansetzen sollte. Aber ich glaube, dass
unser Gesetzesentwurf erst einmal eine gute Blau-
pause ist, an der wir weiter arbeiten können. Und
wenn Sie das nicht überweisen wollen, dann ge-
ben Sie ganz klar ein Signal, dass Sie sich in
Wahrheit diesem Thema so nicht widmen wollen.
Das würde nämlich bedeuten, eine Ausschussbe-
ratung zu ermöglichen

(Wolfgang Beuß CDU: Murks überweisen
wir nicht! Überschätzen Sie sich man nicht,
Herr Dressel!)

mit einer Sachverständigenanhörung und allem,
was dazu gehört, um dieser Thematik wirklich die
Aufmerksamkeit zu geben, die sie verdient hat und
die eigentlich in der grundsätzlichen Fragestellung
hier auch nicht bestritten wird. So ist Ihr Kampf ge-
gen Korruption absolut unglaubwürdig, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht, dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Überweisung der Drucksachen
19/4011 und 19/4270 an den Innenausschuss zu?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
mehrheitlich abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen, zunächst
zum Antrag der Fraktion DIE LINKE aus der Druck-
sache 19/4270. Wer möchte diesen annehmen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
mit großer Mehrheit abgelehnt.

Wer möchte sich dem Antrag der SPD-Fraktion
aus der Drucksache 19/4011 anschließen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei
einigen Stimmenthaltungen mehrheitlich abge-
lehnt.

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 39, Drucksa-
che 19/4154, Antrag der CDU-Fraktion: Bypass für
die Rüschhalbinsel prüfen.

[Antrag der Fraktion der CDU:
Bypass für die Rüschhalbinsel prüfen
– Drs 19/4154 –]

Die Fraktionen sind übereingekommen, diesen
Punkt nicht zu debattieren. Wer möchte den CDU-
Antrag aus der Drucksache 19/4154 beschließen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
einstimmig so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 und 3a auf,
Drucksachen 19/4079 bis 19/4083 und 19/4203:
Berichte des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:

Eingaben
– Drs 19/4079 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/4080 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/4081 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/4082 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/4083 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 19/4203 –]

Ich beginne mit dem Bericht 19/4079, hier zu-
nächst die Ziffer 1. Wer möchte der Empfehlung
folgen, die der Eingabenausschuss zu der Eingabe
349/09 abgegeben hat? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist mehrheitlich so
beschlossen.

Wer schließt sich den Empfehlungen zu den übri-
gen Eingaben an? – Gegenstimmen? – Stimment-
haltungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Von Ziffer 2 hat die Bürgerschaft Kenntnis genom-
men.

Bericht 19/4080. Wer möchte der Empfehlung fol-
gen, die der Eingabenausschuss zu der Eingabe
674/06 abgegeben hat? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist mit sehr großer
Mehrheit so beschlossen.

Wer schließt sich den Empfehlungen zu den übri-
gen Eingaben an? – Gegenstimmen? – Stimment-
haltungen? – Das ist einstimmig beschlossen.

Weiter zum Bericht 19/4081, zunächst die Ziffer 1.
Hier sind nur einstimmige Empfehlungen enthalten.
Wer möchte diesen folgen? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Die zu Ziffer 2 erbetene Kenntnisnahme ist erfolgt.

Bericht 19/4082, hier sind nur einstimmige Emp-
fehlungen enthalten. Wer möchte diesen folgen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
ebenfalls einstimmig hier so beschlossen.

Bericht 19/4083, zunächst Ziffer 1. Auch darin sind
wieder nur einstimmige Empfehlungen enthalten.
Wer möchte sich diesen anschließen? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist einstim-
mig so beschlossen.
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*Siehe Anlage 1, Seite 2402

Von den Ziffern 2 bis 4 hat die Bürgerschaft Kennt-
nis genommen.

Es folgt der Bericht 19/4203, Ziffer 1. Wer möchte
den Empfehlungen folgen, die der Eingabenaus-
schuss zu der Eingabe 415/09 abgegeben hat?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
mit sehr großer Mehrheit so beschlossen.

Wer schließt sich den Empfehlungen zu den übri-
gen Eingaben an? – Gegenstimmen? – Stimment-
haltungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Die zu Ziffer 2 erbetene Kenntnisnahme ist erfolgt.

Die in der Geschäftsordnung für bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammelübersicht*

haben Sie in einer Neufassung erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt den Überweisungsbegehren unter B
zu? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen?
– Das ist einstimmig so beschlossen.

Wer schließt sich der Ausschussempfehlung unter
C an? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen?
– Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen.

Wer schließt sich dem Verlangen auf Besprechung
nach Paragraf 20, Absatz 2, Satz 5 unserer Ge-
schäftsordnung unter D an? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist ebenfalls einstim-
mig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 5, Drucksache 19/3287,
Große Anfrage der SPD-Fraktion: Unterstützte Be-
schäftigung – neues Förderinstrument zur berufli-
chen Integration behinderter Menschen – wie gut
ist Hamburg vorbereitet.

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Unterstützte Beschäftigung – neues Förderin-
strument zur beruflichen Integration behinder-
ter Menschen – wie gut ist Hamburg vorbereitet
– Drs 19/3287 –]

Die SPD-Fraktion möchte diese Drucksache an
den Sozial- und Gleichstellungsausschuss über-
weisen.

Wer stimmt dem zu? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist mehrheitlich abge-
lehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Großen Anfrage ohne Besprechung Kenntnis ge-
nommen hat.

Tagesordnungspunkt 12, Drucksache 19/3891,
Große Anfrage der SPD-Fraktion: Kriminalität im
Jugendstrafvollzug – Wie viel Gewalt wird in Ju-
gendhaft verübt und wie wird darauf reagiert?

[Große Anfrage der Fraktion der SPD:
Kriminalität im Jugendstrafvollzug – Wie viel
Gewalt wird in Jugendhaft verübt und wie wird
darauf reagiert?
– Drs 19/3891 –]

Die SPD-Fraktion möchte diese Drucksache an
den Rechtsausschuss überweisen.

Wer möchte so beschließen? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist mehrheitlich abge-
lehnt.

Wird Besprechung beantragt? – Das ist der Fall.
Dann wird die Besprechung für die nächste Sit-
zung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 15, Drucksache 19/4028,
Unterrichtung durch den Präsidenten: Ausweis-
pflicht und individuelle Kennzeichnung von Polizei-
bediensteten.

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
„Ausweispflicht und individuelle Kennzeich-
nung von Polizeibediensteten“
Bericht des Innenausschusses Drs. 19/2598
– Drs 19/4028 –]

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
Fraktion DIE LINKE hierzu gemäß Paragraf 26,
Absatz 6 der Geschäftsordnung das Wort begehrt
wird. Ist das der Fall? – Die Abgeordnete Schnei-
der hat es für maximal fünf Minuten.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Präsident! Die Unterrichtung geht
auf einen Gesetzesentwurf der LINKEN zurück,
der unter anderem die individuelle Kennzeich-
nungspflicht für alle Polizeibeamten vorsah. Dar-
über gab es eine ausführliche Debatte im Aus-
schuss, auch ein Wortprotokoll, und im Ergebnis
dieser Debatte war es im Großen und Ganzen fest-
stellbar, dass alle Beteiligten, also sowohl der In-
nensenator als auch die Fraktionen, in unter-
schiedlichem Ausmaß der Auffassung waren, dass
eine individuelle Kennzeichnung über den gegen-
wärtigen Stand hinaus sinnvoll ist. Unser Gesetze-
sentwurf wurde dann abgelehnt zugunsten eines
Antrags der GAL, in dem der Senat beauftragt wird
– ich zitiere –:

2394 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 38. Sitzung am 8. Oktober 2009

(Präsident Berndt Röder)

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=19&doknum=3287&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=19&doknum=3891&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=19&doknum=4028&dokart=drucksache


"Mit dem Personalrat und den Gewerkschaf-
ten sollen Gespräche mit dem Ziel aufge-
nommen werden, auch bei geschlossenen
Einsätzen von Polizeikräften eine Regelung
zu finden, die die individuelle Identifizierbar-
keit ermöglicht und der notwendigen Fürsor-
gepflicht gegenüber den Polizistinnen und
Polizisten gerecht wird."

– Zitatende.

(Wolfgang Beuß CDU: Das ist doch in Ord-
nung!)

Herr Ahlhaus hat im Innenausschuss am 19. Fe-
bruar dazu erklärt beziehungsweise den Vorschlag
gemacht, Wortprotokoll Seite 21, dass diese Ge-
spräche mit dem Personalrat und den Gewerk-
schaften gemeinsam unter Einschluss des Innen-
ausschusses geführt werden sollen. Da hat Herr
Vormizeele gleich widersprochen, aber den Vor-
schlag von Herrn Ahlhaus gab es.

Ein solches Gespräch hat nicht stattgefunden, we-
der mit noch ohne Innenausschuss. Der Unterrich-
tung können wir entnehmen, dass nach einem Vor-
gespräch des Polizeipräsidenten mit dem Polizeirat
und den Polizeigewerkschaften diese zu einer Stel-
lungnahme aufgefordert wurden. Die Stellungnah-
me ergab, dass wir so etwas nicht brauchen und
auch nicht wollen.

Vor diesem Hintergrund hält der Innensenator, wie
er der Bürgerschaft mitteilt, eine weitergehende in-
dividuelle Kennzeichnung von Polizeibeamten
dann auch nicht für erforderlich.

(Olaf Ohlsen CDU: Ist ja auch richtig!)

Herr Ahlhaus interpretiert die Rolle des Innensena-
tors offensichtlich als die eines Polizeisprechers.
Demgegenüber möchte ich mich der Auffassung
eines seiner Vorgänger anschließen, des heutigen
Vorsitzenden der Hamburger Humanistischen Uni-
on, Hartmuth Wrocklage, SPD, der in seinem Plä-
doyer für eine Demokratisierung der Polizei aus ei-
gener schmerzlicher Erfahrung als erste Anforde-
rung benannte – ich zitiere –:

"Erstens muss die zivile Leitung das Primat
der Politik durch tatsächlich wahrgenomme-
ne und wirksame Führung der Polizei durch-
setzen (ein Kuschen vor dem Sicherheitsap-
parat, insbesondere vor der Polizeiorganisa-
tion und 'ihren' Gewerkschaften, darf es
nicht geben)."

– Ende des Zitats von Herrn Wrocklage.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieses Kuschen müssen wir hier erleben. Hier
wackelt der Schwanz mit dem Hund.

Damit nicht genug. Der Brief des Innensenators
weist erhebliche Widersprüche zu einer Antwort
auf eine Kleine Anfrage der Kollegen Dressel und

Schäfer auf. Danach befragt, verweigert der Senat
die Antwort auf eine Art und Weise, die ich nur als
Arroganz der Macht bezeichnen kann,

(Wolfgang Beuß CDU: Zügeln Sie mal Ihre
Worte!)

ansonsten reicht mein parlamentarischer Wort-
schatz nicht.

Die Forderung nach individueller Kennzeichnungs-
pflicht hat aufgrund der Polizeiübergriffe auf das
Jolly Roger neue Nahrung erhalten. In Berlin und
Bremen geht man übrigens jetzt voran, dort wird
die individuelle Kennzeichnungspflicht eingeführt.

So leicht, wie der Innensenator sich das vorstellt,
wird die Frage der individuellen Zurechenbarkeit
von polizeilichem Handeln sich auch in Hamburg
nicht erledigen. Nebenbei weise ich darauf hin,
dass der Innensenator hier vor allem die GAL
geohrfeigt hat. Ich bin höchst gespannt, ob sie sich
das gefallen lässt.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Voet van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich finde
es bemerkenswert, dass man den ehemaligen In-
nensenator Wrocklage hier als Hauptzeugen für
die Frage der besonderen Behandlung der Polizei
und von Demonstranten heranzieht. Ich glaube,
Herr Wrocklage war derjenige, der den Hamburger
Kessel damals zum ersten Male durchgeführt hat.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Da kennen Sie
sich aber ganz schlecht aus!)

Den nun in diesem Zusammenhang als Quelle für
ein Zitat heranzuziehen, ist arg fragwürdig.

Frau Schneider, was Sie eben zu erwähnen ver-
gessen haben, und das finde ich aus Ihrer Sicht
besonders eigenartig, ist Folgendes: In der Tat ha-
ben wir in Hamburg eine Vereinbarung zwischen
Polizei und Personalrat der Polizei, die diese Dinge
regelt. Und genau darum geht es hier, es geht
nämlich um Arbeitnehmerrechte. Der Innensenator
ist beauftragt worden, mit seiner Behörde Gesprä-
che zu führen mit den zuständigen Stellen und das
ist vor allem der Personalrat der Polizei. Das ha-
ben wir im Ausschuss bereits lange vorher erläu-
tert.

Man kann darüber nachdenken, ob man eine sol-
che Vereinbarung über die Kennzeichnungspflicht
von Polizisten kündigt oder nicht. Man kann sie
kündigen. Aber auch das, so haben Sie es im In-
nenausschuss lernen müssen, würde nicht dazu
führen, dass hier einseitig etwas angeordnet wer-
den kann. Ganz im Gegenteil, wenn eine Verein-
barung zwischen Personalrat und Arbeitgeber ge-
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kündigt wird, dann gilt sie so lange fort, bis sie
durch eine neue ersetzt worden ist. Und der Perso-
nalrat vertritt die Arbeitnehmerrechte, Frau Schnei-
der. Das sind diejenigen, für die Sie normalerweise
in Anspruch nehmen, hier die großen Fürsprecher
zu sein. Jetzt sagen Sie mit einem Mal, Personal-
rat ist Teufelszeug, was die machen, wollen wir gar
nicht hören; so geht das nicht.

Wir haben klipp und klar gesagt, das muss ge-
meinsam mit der Polizei passieren. Diesen Weg
werden wir auch weiter gehen, das sage ich Ihnen
ganz offen. Wir werden auch gemeinsam in der
Koalition darüber reden, ob wir geeignete Mittel fin-
den, die sowohl dem Sicherheitsbedürfnis der Poli-
zeibeamten in dieser Stadt entsprechen, als auch
dem aus meiner Sicht normalen Bedürfnis, dass
man dort, wo es Fehlverhalten gibt, dieses auch
erkennen kann.

Das muss man mit einem gewissen Augenmaß
machen und auch berücksichtigen, dass wir keine
Hamburger Insellösung einführen dürfen. Es nützt
uns überhaupt nichts, wenn wir während einer De-
monstration bei einem großen Ereignis in Hamburg
zwar sehen können, wo die Hamburger Beamten
sind, aber die große Anzahl der Kollegen aus den
benachbarten Bundesländern nicht erkennen kön-
nen, weil sie nicht der Hamburger Gesetzeslage
unterliegen.

Alles das muss geklärt werden. Das tun wir mit Ru-
he und Bedacht. Und seien Sie sicher, die Koaliti-
on wird, wie in allen Bereichen, im Bereich des In-
neren auch diese Frage mit großer Effizienz und
großer Ruhe lösen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Also man kann Herrn Wrockla-
ge viel vorwerfen, aber man muss festhalten, dass
er für den Hamburger Kessel nicht verantwortlich
war.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Das stimmt!)

Das war früher.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Wie hieß der doch
gleich?)

Da haben Sie wahrscheinlich noch im Ortsaus-
schuss Barmbek-Uhlenhorst gesessen, sich jeden-
falls noch nicht mit Innenpolitik beschäftigt; deswe-
gen muss das richtiggestellt werden.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der eine Punkt.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Aber es war
auf alle Fälle ein Sozialdemokrat, da sind wir
uns einig!)

– Ich habe jetzt Ihre Unrichtigkeit richtig gestellt
und wenn Sie das immerhin anerkennen, sind wir
schon einen Schritt weiter.

Wir wären bei diesem Thema auch einen Schritt
weiter, wenn wir das nicht abschließend diskutie-
ren, sondern diese Drucksache – das wäre jetzt
auch unser Antrag, da das noch zur Diskussion
steht – an den Innenausschuss überweisen wür-
den. Dann könnten wir uns dort, wo das Thema
hingehört, noch einmal vom Innensenator selbst,
der heute nicht da ist, den Sachstand schildern
lassen, wie die Gespräche im Einzelnen abgelau-
fen sind und ob quasi weiterer Handlungsbedarf
und Möglichkeiten dazu bestehen.

Ich habe es allerdings auch so in Erinnerung, dass
nicht der Innenausschuss die Gespräche führen
sollte, denn das ist operatives Geschäft und nicht
Sache der Politik. Aber ich habe schon ein Interes-
se daran festzustellen, mit welchem Nachdruck
diese Gespräche geführt worden sind. Ich will es
einmal vorsichtig ausdrücken. Das Interesse der
Polizeiführung, da etwas weiterzugehen, ist in
Kenntnis der dort handelnden Personen sicherlich
unterdurchschnittlich ausgeprägt. Insofern ist das
Thema mit Sicherheit noch nicht vom Tisch.

Deshalb beantragen wir die Überweisung an den
Innenausschuss, damit wir uns mit dem Thema
noch einmal mit der notwendigen Sorgfalt,

(Michael Neumann SPD: Sehr gut!)

die jetzt auch Herr Voet van Vormizeele ange-
mahnt hat, befassen können. – Dankeschön.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt die
Abgeordnete Möller.

Antje Möller GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Herr Dr. Dressel, so eine richtig klare
Stellungnahme aus Sicht der SPD wäre auch nicht
schlecht gewesen.

(Beifall bei der GAL und der CDU)

Wir brauchen das Thema nicht noch einmal im In-
nenausschuss. Was mich bei diesem Thema freut,
ist, dass die Bundesländer Bremen und Berlin end-
lich mitziehen. Dann sind wir nämlich schon
drei Bundesländer, die das Thema überhaupt be-
wegen. Hamburg ist noch dabei, Herr van Vormi-
zeele hat das deutlich angedeutet.

(Heiterkeit bei der SPD und der LINKEN)

Es hat sich etwas verändert dadurch, dass Bremen
und Berlin das Thema aufgegriffen haben. Sie ha-
ben es noch nicht beschlossen, Frau Schneider,
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leider haben sie es auch dort noch nicht beschlos-
sen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Berlin
hat!)

– Ich bin da noch nicht so sicher.

In Bremen versuchen sie, es zuerst politisch zu be-
schließen und dann die Polizei zu überzeugen. In
Berlin kommt die Initiative von der Polizeiführung
und die versucht jetzt, die Politik zu überzeugen.
Ich weiß nicht, welches der bessere Weg ist. Ich
glaube aber, dass wir jetzt die Unterstützung ande-
rer Bundesländer brauchen, denn durch die politi-
schen Gespräche oder durch die Gespräche, die
wir mehr oder weniger alle zum Beispiel auch mit
dem Personalrat geführt haben, konnte das nicht
überzeugend geklärt werden.

Wir sollten auf keinen Fall gegen schon öffentlich
erklärten Widerstand eine Entscheidung durchzu-
peitschen versuchen, die dann schlicht und einfach
nicht umgesetzt wird. Deswegen bin ich zwar un-
zufrieden mit dem Sachstand, den wir jetzt in Ham-
burg haben, aber ich bin froh darüber, dass sich
andere Bundesländer diesem Thema genauso wie
wir oder sogar etwas vehementer nähern; wir sind
gerade ein bisschen vorsichtiger geworden. Wenn
drei Bundesländer sich mit dem Thema auseinan-
dersetzen, dann werden wir mittelfristig garantiert
eine individuelle Kennzeichnungsmöglichkeit oder
Erkennungsmöglichkeit auch der geschlossenen
Einheiten in der Bereitschaftspolizei bekommen.

(Ingo Egloff SPD: Mittelfristig vielleicht –
oder auch nicht!)

Davon bin ich einfach überzeugt. Die Diskussion in
einem Bundesland reicht sicherlich nicht aus und
vor allem reicht es nicht aus, politisch zu entschei-
den.

(Ingo Egloff SPD: Oh Mann, das ist ja richtig
deutlich von Ihnen!)

– Herr Egloff, manche Sachen sind so, wie sie
sind.

Es reicht nicht aus, hier eine politische Entschei-
dung zu treffen, die vorher schon öffentlich zerre-
det wird durch die führenden Köpfe und Kräfte in-
nerhalb der Polizei. Da gehe ich lieber den Weg,
die anderen Bundesländer mit zu begleiten und zu
unterstützen und immer wieder öffentlich dafür zu
werben, was ich hiermit auch noch einmal getan
habe.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor.

Dann lasse ich zunächst über den Überweisungs-
antrag an den Innenausschuss abstimmen. Wer

möchte so befinden? – Gegenstimmen?
– Stimmenthaltungen? – Das ist mehrheitlich abge-
lehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Bürgerschaft von der
Drucksache 19/4028 Kenntnis genommen hat.

Tagesordnungspunkt 17, Drucksache 19/4030,
ebenfalls eine Unterrichtung durch den Präsiden-
ten: Bürgerschaftliches Ersuchen vom 20. Februar
2009, Menschliche Metropole, Unterbringungs-
möglichkeiten für wohnungslose Frauen ausbauen.

[Unterrichtung durch den Präsidenten der Bür-
gerschaft:
Bürgerschaftliches Ersuchen vom 20. Februar
2009
„Menschliche Metropole: Unterbringungsmög-
lichkeiten für wohnungslose Frauen ausbauen“
Drs. 19/2382
– Drs 19/4030 –]

Diese Drucksache möchte die Fraktion DIE LINKE
an den Sozial- und Gleichstellungsausschuss
überweisen. Wer möchte so befinden? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft Kenntnis ge-
nommen hat.

Tagesordnungspunkt 25, Drucksache 19/4096, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Entwurf eines
Gesetzes über die Festsetzung der Hebesätze für
die Realsteuern für das Kalenderjahr 2009.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/3127:
Entwurf eines Gesetzes über die Festsetzung
der Hebesätze für die Realsteuern für das Ka-
lenderjahr 2009 (Senatsantrag)
– Drs 19/4096 –]

Wer möchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Gesetz über die Festsetzung der Hebesätze
für die Realsteuern für das Kalenderjahr 2009 aus
der Drucksache 19/3127 beschließen? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei eini-
gen Stimmenthaltungen einstimmig so beschlos-
sen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
– Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz in zweiter Lesung beschließen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist bei
einigen Stimmenthaltungen auch in zweiter Lesung
einstimmig so beschlossen und damit endgültig.
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Tagesordnungspunkt 26, Drucksache 19/4121, Be-
richt des Haushaltsausschusses: Haushaltsplan
2009/2010, Errichtung einer Doppelrennbahn für
den Pferdesport mit erweiterten Freizeitangeboten
und als Beitrag zur Stadtteilentwicklung in Ham-
burg-Horn und Bahrenfeld, hier: Bereitstellung von
Haushaltsmitteln für die Projektsteuerung.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/3347:
Haushaltsplan 2009/2010
Errichtung einer Doppelrennbahn für den Pfer-
desport mit erweiterten Freizeitangeboten und
als Beitrag zur Stadtteilentwicklung in Ham-
burg-Horn und Bahrenfeld
hier: Bereitstellung von Haushaltsmitteln für
die Projektsteuerung (Senatsantrag)
– Drs 19/4121 –]

Auch hier ist mir mitgeteilt worden, dass aus Rei-
hen der Fraktion DIE LINKE gemäß Paragraf 26,
Absatz 6 unserer Geschäftsordnung das Wort ge-
wünscht wird. Der Abgeordnete Dr. Bischoff be-
kommt es.

Dr. Joachim Bischoff DIE LINKE:* Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Es geht bei dieser
Abstimmung um die erste Tranche der öffentlichen
Finanzen für die Doppelrennbahn in Horn, ein The-
ma, das wir in den vergangenen Monaten in ver-
schiedenen Ausschüssen kontrovers diskutiert ha-
ben, ohne dass sich für unsere Fraktion in irgend-
einer Weise eine Bewegung in dieser Frage abge-
zeichnet hätte.

(Wolfgang Beuß CDU: Wo laufen sie denn?)

Meine Fraktion hat daher für diesen Tagesord-
nungspunkt namentliche Abstimmung beantragt,
weil wir der Überzeugung sind, dass bei diesem
Projekt Millionen aus dem Fenster geworfen wer-
den könnten, ohne dass es einen entsprechenden
Nutzen für die Bevölkerung in der Stadt oder auch
nur die Bevölkerung im Stadtteil Horn gäbe.

(Beifall bei der LINKEN – Hans-Detlef Roock
CDU: Das ist ja barer Unsinn!)

Selbst wenn wir heute nur über die Vorabbewilli-
gung von 1,4 Millionen Euro entscheiden, so sind
wir uns doch wohl alle in dem Punkt einig, dass,
wenn man eine so große Summe für weitere Pla-
nung und Konkretisierung ausgibt, dann auch des-
halb, weil das eigentliche Maßnahmenpaket damit
schon programmiert ist. Ich glaube, und das ist der
entscheidende Punkt, dass die Ausgabe dieser er-
sten Tranche und auch die nachfolgenden 30 Mil-
lionen Euro in der augenblicklichen Situation wirk-
lich ein völlig verkehrtes Signal sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir von der Fraktion DIE LINKE, ich will es ganz
kurz machen, haben vier wesentliche Argumente,

warum wir Sie bitten, diesem Vorschlag nicht zu
folgen.

Hier soll nämlich erstens Geld zur Stärkung der an-
geblichen Pferdehauptstadt Hamburg ausgegeben
werden, wohl wissend, dass der Pferde- und Toto-
sport nicht nur wegen des Zustandes der Anlagen
in Bahrenfeld und Horn, sondern bundesweit in ei-
ner tiefen Krise steckt. Das war im Übrigen schon
vor der großen Wirtschaftskrise 2007 der Fall und
die Verhältnisse haben sich überhaupt nicht ge-
bessert.

Zweitens ist es völlig offen, ob sich ein privater In-
vestor findet, der die zweite große Tranche über-
nimmt. Und das heißt dann drittens, damit ist völlig
strittig, ob eine privat geführte Doppelrennbahn
dauerhaft ohne staatliche Zuschüsse auskäme,
ganz abgesehen davon, dass nach den bisherigen
Plänen der Umbau des Geländes auch eine Ein-
schränkung der öffentlichen Nutzung für den Stadt-
teil bedeuten würde.

Viertens, und das ist für uns das Entscheidende,
bleibt die Aussage, dass die außerordentlich teure
Finanzierung einer solchen Kombibahn in der jetzi-
gen Situation nicht zu begründen ist. Das Geld wä-
re für andere Zwecke erheblich sinnvoller zu ver-
wenden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich erinnere an dieser Stelle nur an die viele Millio-
nen schwere Sanierung der Sportschulhallen, der
Schulen und der Stätten des Hamburger Breiten-
sports. Also noch einmal: Wenn es zu dieser Ent-
scheidung kommen sollte, dann wäre das eine Ka-
tastrophe.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Frommann.

Jörn Frommann CDU: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Bewegung, Herr Bischoff, ist ein
interessantes Thema. Sie sind in der glücklichen
Lage, an allen drei Ausschusssitzungen teilgenom-
men zu haben, am Sportausschuss, Stadtentwick-
lungsausschuss und Haushaltsausschuss, wenn
ich mich nicht täusche. Bewegung hat nur die SPD
gezeigt,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Endlich mal so
was von Ihnen!)

die sich nämlich zunächst einmal ganz klar enthal-
ten hat, wie üblich in solchen Fällen, dann aber in
der entscheidenden Sitzung festgestellt hat, dass
diese Maßnahmen und insbesondere die Vorabge-
nehmigung von 1,4 Millionen Euro für die Planung
und Entwicklung dieses nicht ganz unwichtigen
Projekts für die Stadt richtig sind, und deshalb
auch im Haushaltsausschuss zugestimmt hat. In-
sofern: Bewegung ist möglich.
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(Beifall bei der CDU und bei Horst Becker
GAL)

Ihre Argumente, lieber Herr Bischoff, sind nicht
neu. Auch die Art und Weise, wie Sie im Moment
vorgehen, nämlich immer wieder Fünfminutenbei-
träge anzumelden nach der Devise, wir können un-
sere Redezeit ein wenig verlängern und wieder
neue Debattenpunkte finden, bringt keine wirkliche
Neuerung. Heute wird das noch zugespitzt und die
namentliche Abstimmung gefordert.

Sie wissen genau, dass man solche Projekte mit
einem Höchstvolumen von bis zu 30 Millionen
Euro, mit denen sich die Stadt dort gegebenenfalls
beteiligen will, nur mit einer seriösen Planung
durchführen kann. Für diese Planung will die Koali-
tion mit Unterstützung der SPD die Mittel zur Ver-
fügung stellen. Es ist richtig, wenn wir einfach in
den blauen Himmel hineinplanen würden, dann
würden Sie uns berechtigterweise fragen, was soll
das alles, ist das seriös und macht das überhaupt
Sinn? Und vor allem, wie wollen Sie ohne seriöse
Planung in der Zukunft wirklich Investoren finden,
die sich an diesem dann privat finanzierten und pri-
vat betriebenen Bau beteiligen sollen? Wir brau-
chen eine Basis, damit es gelingt, gemeinsam den
Pferdestandort Hamburg zu sichern und auszubau-
en.

Im Übrigen haben wir einvernehmlich im Haus-
haltsausschuss das Petitum noch ausdrücklich ver-
ändert, nämlich dass die Planungssachstände in
einer Drucksache noch einmal genau dargelegt
werden. Die Koalition hat diese Forderung zu
Recht unterstützt und wir werden uns dementspre-
chend verhalten. – Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei Horst Becker
GAL)

Präsident Berndt Röder: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Tschentscher.

Dr. Peter Tschentscher SPD: Herr Frommann, es
ist allerdings nicht so, dass wir die Bedenken von
Herrn Bischoff nicht teilen.

(Hans-Detlef Roock CDU: Aber?)

Wir haben im Haushaltsausschuss durchaus ge-
sagt, dass der Senat in der vorgelegten Drucksa-
che – hören Sie doch zu Ende zu – weitgehende
Versprechungen macht. Es wird versprochen, dass
wir hier ein Projekt bekommen, von dem zwei Be-
zirke eine Menge haben, das also richtige stadtent-
wicklungspolitische Impulse gibt und mit dem auch
sportpolitisch ein Fortschritt erreicht wird. Dann
wird erklärt, es gebe einen privaten Investor, so-
dass es zu Investitionen in Millionenhöhe kommen
werde. Und es ist uns versprochen worden, dass
es am Ende nicht zu einem laufenden Betriebskos-
tenzuschuss der Stadt kommen werde.

Sie haben also weitgehende Versprechungen ge-
macht und da die fachpolitische Resonanz im
Sportausschuss erst einmal positiv war und wir
auch aus den beiden beteiligten Bezirken zunächst
einmal positive Reaktionen bekommen haben, ha-
ben wir gesagt, wenn diese Versprechungen alle
eingehalten werden, dann kann man sich über die-
se Investition durchaus unterhalten. Man kann sie
auch nicht verwerfen, bevor sie vernünftig geplant
und geprüft ist.

Deswegen hat sich die SPD-Fraktion am Ende ent-
schieden, vorzuschlagen, dass wir das Petitum än-
dern. Wenn alles so kommt, wie der Senat es ver-
spricht, kann man auch noch eine saubere Druck-
sache machen, dem Parlament das Ergebnis die-
ser ganzen Planungs- und Vorbereitungsschritte
vorlegen und dann haben wir die Möglichkeit, Ja
oder Nein zu sagen. Mehr tun wir heute nicht. Wir
entscheiden – jedenfalls als SPD-Fraktion – nicht
über die endgültige Investition.

Vielleicht sind die Bedenken der Linksfraktion be-
rechtigt und es kommt alles anders. Dann würden
wir dieser Investition auch nicht zustimmen. Für
heute sagen wir, dass erst einmal geplant und ge-
prüft werden muss, bevor man sich endgültig ent-
scheiden kann. So haben wir es im Haushaltsaus-
schuss abgewogen und so kann ich das auch gut
vertreten, denn es ginge, wenn es am Ende tat-
sächlich so käme, um eine große Investition, die
wir momentan auch brauchen, und es ginge auch
um einen Fortschritt für die Bezirke und die Sport-
politik, aber das können wir heute nicht abschlie-
ßend entscheiden. Deswegen heute Ja zu der Pla-
nung, aber nicht unbedingt Ja zur Investition.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Berndt Röder: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Becker.

Horst Becker GAL:* Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich habe mir überlegt, ob ich zum
Rednerpult trabe oder galoppiere. Lieber Kollege
Dr. Bischoff, wir haben in den Ausschussberatun-
gen schon gesehen, dass Sie eine wirklich tiefe
Abneigung gegen diese Doppelkombirennbahn
entwickelt haben.

(Wilfried Buss SPD: Wir auch!)

Im Hinterkopf haben Sie immer die 30 Millionen

Euro. Sie kalkulieren schon mit 30 Millionen, von
denen Sie meinen, dass man sie mit einer anderen
Gewichtung ausgeben sollte. Sie sind dieser Auf-
fassung und dem will ich auch gar nicht widerspre-
chen. Aber Sie haben gesagt, die ganze Geschich-
te hätte keinen stadtpolitischen Nutzen und da
muss ich ausdrücklich widersprechen.

Wir haben in Bahrenfeld diese Fläche, die wir ger-
ne für Wohnungsbau zur Verfügung hätten, was al-
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1Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 2 bei

so ein hoher stadtpolitischer Nutzen wäre. Dazu
kommt noch die A7-Deckelproblematik, mit der es
mittlerweile verbunden ist und auch deshalb haben
wir ein Interesse an der Fläche und an der Verla-
gerung der Trabrennbahn.

In Horn erhoffen wir uns – auch mit Hilfe dieser Zu-
sammenlegung –, Stadtteilentwicklung für die neue
Mitte Horn zu machen, einen Stadtplatz an der
U-Bahn zu bekommen und auch weiterhin auf dem
Gelände eine öffentliche Nutzung in der nutzungs-
freien Zeit zu haben. Das ist ein Punkt, der auch im
beteiligten Bezirk gewünscht wird und von dem
auch die Menschen im Stadtteil sich etwas erhof-
fen.

Letztlich ist es so, dass wir in dieser Stadt zwei tra-
ditionsreiche Sportarten haben, die es bereits
100 Jahre und länger gibt und die wir auf diese
Weise erhalten wollen. Sportpolitisch haben wir die
Entscheidung getroffen, sie nicht sterben zu las-
sen. Die Stadt hat gesagt, dass sie gedeckelt
einen Betrag von 30 Millionen Euro geben wird.
Damit das Konzept umgesetzt wird, sind noch ein-
mal mindestens genau so viele private Mittel erfor-
derlich. Ob das funktioniert, werden wir erst her-
ausfinden, wenn wir diese 1,4 Millionen Euro für ei-
ne Ausschreibung einsetzen und nach einer sol-
chen Ausschreibung dann wissen, wo wir landen.

Dafür fassen wir heute den Beschluss und dem
schließen wir uns an, das finden wir vernünftig.
Wie ich höre, wollen Sie eine namentliche Abstim-
mung. Ich weiß nicht genau, was Sie damit errei-
chen wollen. Vielleicht denken Sie, dass einem von
uns das Ja schwer über die Lippen geht, aber Sie
werden erleben, dass das nicht so ist.

(Beifall bei der GAL und vereinzelt bei der
CDU)

Präsident Berndt Röder: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Dann schreiten wir voran und kom-
men damit zur Abstimmung.

Zunächst stelle ich fest, dass die in Ziffer 1 der
Ausschussempfehlung erbetene Kenntnisnahme
erfolgt ist.

Zu Ziffer 2 der Ausschussempfehlung hat die Frak-
tion DIE LINKE namentliche Abstimmung bean-
tragt.

Frau Thomas und Herr Hakverdi werden Sie daher
gleich in alphabetischer Reihenfolge aufrufen.

Wenn Sie die haushaltsmäßigen Veränderungen
aus der Drucksache 19/3347 mit den entsprechen-
den Änderungen beschließen möchten, antworten
Sie bitte deutlich mit Ja, wenn Sie ablehnen wol-
len, ebenfalls deutlich mit Nein und wenn Sie sich
enthalten wollen, ebenfalls deutlich mit Enthaltung.
Ich weiß schon, warum ich das sage.

Ich darf dann Herrn Hakverdi bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf wird vorgenommen)1

Ist ein Mitglied der Bürgerschaft nicht aufgerufen
worden? – Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich
die Abstimmung für beendet. Das Abstimmungser-
gebnis wird ermittelt und Ihnen sogleich mitgeteilt
werden.

(Die Stimmenauszählung wird vorgenom-
men.)

Meine Damen und Herren! Man hat mir mitgeteilt,
dass das Ergebnis stimmt. Aber kann man mir viel-
leicht einmal das Ergebnis geben?

Abgegebene Stimmen: 107. Davon 101 Ja-Stim-
men, 6 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen.

Damit ist dieser Beschluss in erster Lesung ge-
fasst.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
– Das ist nicht der Fall.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss nunmehr in zweiter Lesung fassen?
– Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
mit sehr großer Mehrheit auch in zweiter Lesung
und damit endgültig beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27, Drucksa-
che 19/4149, Bericht des Haushaltsausschusses:
Haushaltsplan 2009/2010, Einzelplan 8.1 Behörde
für Inneres, Kapitel 8500, Polizei; Neubau einer
Schießanlage der Polizei auf dem Gelände Braam-
kamp in Hamburg-Winterhude.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/3651:
Haushaltsplan 2009/2010
Einzelplan 8.1
Behörde für Inneres, Kapitel 8500, Polizei
Neubau einer Schießanlage der Polizei auf dem
Gelände Braamkamp in Hamburg-Winterhude
(Senatsantrag)
– Drs 19/4149 –]

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Das ist mehrheitlich so beschlossen.

Auch hier bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

2400 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 19. Wahlperiode - 38. Sitzung am 8. Oktober 2009

(Horst Becker)

http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=19&doknum=4149&dokart=drucksache


(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Das sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
auch in zweiter Lesung mehrheitlich und damit
endgültig beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27a, Druck-
sache 19/4222, Bericht des Haushaltsausschus-
ses: Haushaltsplan 2009/2010, Einzelplan 4; Mehr-
bedarf im Deckungskreis 43 "Kindertagesbetreu-
ung"; Mehrbedarf im Deckungskreis 46 "Hilfen für
Erziehung, Inobhutnahmen und sonstige Einzelfall-
Hilfen; Mehrbedarf im Deckungskreis 45 "Sozialhil-
fe einschließlich Blindengeld"; Mehrbedarf in der
Eingliederungshilfe im Bereich Drogen und Sucht;
Mehrbedarf im Maßregelvollzug.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 19/3920:
Haushaltsplan 2009, Einzelplan 4
Mehrbedarf im Deckungskreis 43 "Kindertages-
betreuung", Mehrbedarf im Deckungskreis 46
"Hilfen für Erziehung, Inobhutnahmen und son-
stige Einzelfall-Hilfen nach dem SGB VIII",
Mehrbedarf im Deckungskreis 45 "Sozialhilfe
einschl. Blindengeld", Mehrbedarf in der Ein-
gliederungshilfe im Bereich Drogen und Sucht,
Mehrbedarf im Maßregelvollzug (Senatsantrag)
– Drs 19/4222 –]

Wer möchte sich der Ausschussempfehlung an-
schließen? – Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Das ist einstimmig.

Auch hier bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Widerspruch aus dem Hause sehe ich
nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? – Ge-
genstimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist
auch in zweiter Lesung einstimmig und damit end-
gültig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 38, Drucksache 19/4153, An-
trag der Fraktionen der GAL und CDU: Neue Zu-
ständigkeit und Umbenennung des Rechts- und
des Sozial- und Gleichstellungsausschusses.

[Antrag der Fraktionen der GAL und CDU:
Neue Zuständigkeit und Umbenennung des
Rechts- und des Sozial- und Gleichstellungs-
ausschusses
– Drs 19/4153 –]

Wer möchte diesem Antrag zustimmen? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 40, Drucksache 19/4162, An-
trag der SPD-Fraktion: Personeller Neuanfang bei
der HSH Nordbank.

[Antrag der Fraktion der SPD:
Personeller Neuanfang bei der HSH Nordbank
– Drs 19/4162 –]

Der Abgeordnete Niedmers hat mich wissen las-
sen, dass er an dieser Abstimmung nicht teilnimmt.

Wer möchte diesen Antrag annehmen? – Gegen-
stimmen? – Stimmenthaltungen? – Das ist mehr-
heitlich abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Nach dem sehr an-
strengenden gestrigen Tag haben wir heute das
Ende sehr früh erreicht. Ich wünsche allen erholsa-
me Herbstferien. Die Sitzung ist nunmehr ge-
schlossen.

Ende: 17.50 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Elisabeth Baum, Olaf Böttger, Barbara Duden,
Gunnar Eisold, Nebahat Güclü, Roland Heintze, Jens Kerstan, Karen Koop, Wolfgang Joithe - von Krosigk,
Wolfhard Ploog, Jana Schiedek, Frank Schira und Stefan Schmitt
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Anlage 1

NEUFASSUNG

Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO

für die Sitzung der Bürgerschaft am 7. und 8. Oktober 2009

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

6 3570 Landesbetriebe gemäß § 26 Absatz 1 LHO und netto-veranschlagte Einrichtungen gemäß §
15 Absatz 2 LHO der Freien und Hansestadt Hamburg

8 3574 Aktueller Kostenstand von Baumaßnahmen

16 4029 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 10. Dezember 2008
„Bericht des Gesundheitsausschusses über die Drs. 19/1189“ - Drs. 19/1757

18 4056 „Hamburger Konjunkturoffensive 2009/2010
– Nachhaltiges Wachstum –
Ergänzung des Haushaltsplan-Entwurfs 2009/2010 nach § 32 der Haushaltsordnung der
Freien und Hansestadt Hamburg“
Gemeinsamer Bericht des Haushaltsausschusses und des Wirtschaftsausschusses - Drs.
19/2341

19 4057 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 20. August 2008
„Lernen im Lebenslauf – informelle Kompetenzen für die Vermittlung in Arbeit nutzen“ – Drs.
19/925

20 4061 Bürgerschaftliches Ersuchen vom 20. Juni 2008
„Tennis Masters Series muss am Rothenbaum bleiben“ - Drs. 19/593

21 4100 Beitritt der Hamburgischen Bürgerschaft zum Parlamentsforum Südliche Ostsee

22 4122 18. Ostseeparlamentarierkonferenz (Baltic Sea Parliamentary Conference (BSPC)) vom 31.
August bis 1. September 2009 in Nyborg, Dänemark

28 4134 Bericht des Sportausschusses

30 4151 Gemeinsamer Bericht des Schulausschusses und des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses

31 4102 Bericht der Härtefallkommission

32 4143 Bericht der Härtefallkommission

32 a 4241 Bericht der Härtefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussüberweisungen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand auf An-
trag der

Überweisung an

7 3571 Lärmaktionsplanung DIE LIN-
KE

Stadtentwicklungs-
ausschuss (f.) und
Umweltausschuss

9 3821 Lagebild zur Organisierten Kriminalität und ihrer Bekämpfung
in Hamburg im Jahr 2008

SPD Innenausschuss
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14 4091 Erlass eines Gesetzes zur Änderung des Hamburgischen
Ausführungsgesetzes zum Tierseuchengesetz

SPD Ausschuss für Ge-
sundheit und Ver-
braucherschutz

35 4113 Jugendliche vor Alkoholmissbrauch schützen DIE LIN-
KE

Ausschuss für Ge-
sundheit und Ver-
braucherschutz (f.)
und Innenaus-
schuss

C. Einvernehmliche Ausschussempfehlung

TOP Drs-
Nr.

Ausschuss Gegenstand

23 4048 Stadtentwicklungsaus-
schuss

Keine Grabsteine aus Kinderarbeit: Friedhofsatzungen überar-
beiten

D. Einvernehmliche Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

10 3835 Atom-Transporte durch den Hamburger Hafen und das Hamburger Stadtgebiet (II)

11 3846 Rechtliche Betreuung für hilfsbedürftige Personen
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Anlage 2
(siehe Seite 2400)

Namentliche Abstimmung
zu dem Bericht des Haushaltsausschusses über die Drucksache 19/3347:
Haushaltsplan 2009/2010, Errichtung einer Doppelrennbahn für den Pferdesport mit erweiterten
Freizeitangeboten und als Beitrag zur Stadtteilentwicklung in Hamburg-Horn und Bahrenfeld; hier:
Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Projektsteuerung (Senatsantrag)
Drucksache 19/4121

Name Abstimmungsergebnis

Barbara Ahrons Ja

Kersten Artus Nein

Elke Badde Ja

Jan Balcke Ja

Horst Becker Ja

Ksenija Bekeris Ja

Wolfgang Beuß Ja

Dr. Joachim Bischoff Nein

Christiane Blömeke Ja

Thomas Böwer Ja

Ole Thorben Buschhüter Ja

Wilfried Buss Ja

Bernd Capeletti Ja

Bülent Ciftlik Ja

Alexandra Dinges-Dierig Ja

Gabi Dobusch Ja

Anja Domres Ja

Dr. Andreas Dressel Ja

Dieter Dreyer Ja

Ingo Egloff Ja

Hartmut Engels Ja

David Erkalp Ja

Britta Ernst Ja

Thomas Felskowsky Ja

Lydia Fischer Ja

Dr. Friederike Föcking Ja

Günter Frank Ja

Egbert von Frankenberg Ja

Marino Freistedt Ja

Jörn Frommann Ja

Hanna Gienow Ja

Thies Goldberg Ja

Jens Grapengeter Ja

Martina Gregersen Ja
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Name Abstimmungsergebnis

Andy Grote Ja

Uwe Grund Ja

Dr. Eva Gümbel Ja

Michael Gwosdz Ja

Norbert Hackbusch Nein

Metin Hakverdi Ja

Jörg Hamann Ja

Rolf Harlinghausen Ja

Heiko Hecht Ja

Robert Heinemann Ja

Linda Heitmann Ja

Klaus-Peter Hesse Ja

Dora Heyenn Nein

Dr. Natalie Hochheim Ja

Dirk Kienscherf Ja

Thilo Kleibauer Ja

Rolf-Dieter Klooß Ja

Martina Koeppen Ja

Thomas Kreuzmann Ja

Anne Krischok Ja

Harald Krüger Ja

Rüdiger Kruse Ja

Philipp-Sebastian Kühn Ja

Hans Lafrenz Ja

Dr. A. W. Heinrich Langhein Ja

Gerhard Lein Ja

Dittmar Lemke Ja

Bettina Machaczek Ja

Brigitta Martens Ja

Dr. Lutz Mohaupt Ja

Antje Möller Ja

Stephan Müller Ja

Farid Müller Ja

Wolfgang Müller-Kallweit Ja

Arno Münster Ja

Michael Neumann Ja

Ralf Niedmers Ja

Olaf Ohlsen Ja

Dr. Christel Oldenburg Ja

Aygül Özkan Ja

Jan Quast Ja

Ties Rabe Ja
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Name Abstimmungsergebnis

Rolf Reincke Ja

Berndt Röder Ja

Hans-Detlef Roock Ja

Wolfgang Rose Ja

Andrea Rugbarth Ja

Dr. Monika Schaal Ja

Dr. Martin Schäfer Ja

Christiane Schneider Nein

Sören Schumacher Ja

Karl Schwinke Ja

Richard Seelmaecker Ja

Viviane Spethmann Ja

Dr. Dorothee Stapelfeldt Ja

Hjalmar Stemmann Ja

Birgit Stöver Ja

Carola Thimm Ja

Elke Thomas Ja

Juliane Timmermann Ja

Karin Timmermann Ja

André Trepoll Ja

Dr. Peter Tschentscher Ja

Carola Veit Ja

Thomas Völsch Ja

Kai Voet van Vormizeele Ja

Andreas Waldowsky Ja

Andreas C. Wankum Ja

Karl-Heinz Warnholz Ja

Jenny Weggen Ja

Ekkehart Wersich Ja

Monika Westinner Ja

Mehmet Yildiz Nein
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